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Einleitung 

Anlass der Fachkonferenz zum Thema Bodenschutz bei HGÜ -Erdkabeltrassen war die Diskussion um die 

Gleichstromtrasse SuedLink, die urspru nglich als Freileitungstrasse geplant war und nun u berwiegend 

unterirdisch verlaufen sollte. Das Landkreisbu ndnis Hamelner Erkla rung, das u. a. zur Neuauflegung der 

SuedLink-Trassenplanung beigetragen hat, lud am 21.06.2016 Spezialisten nach Fulda ein, um u ber 

verschiedene Fragestellungen bei der Erdkabelverlegung zu diskutieren. Hierzu waren neben den 

potentiell von dem Ausbau betroffenen Landkreisen auch Bauern- und Landschaftsverba nde sowie 

Bu rgerinitiativen eingeladen, sich u ber das Thema  zu informieren.  

 

In kurzen, aber pra gnanten Vortra gen diskutierten Spezialisten unterschiedlicher fachlicher Ausrichtung 

mit einem vorwiegend fachlich motiviertem Publikum. Mit ca. 100 Ga sten war die Veranstaltung trotz 

ihres fachlichen Zuschnitts u berraschend gut besucht. 

 

Die Veranstaltung wurde vom Sprecher der Landkreise des Hamelner Bu ndnisses, Landrat Tjark Bartels 

moderiert und eingefu hrt. 

 

Herr Rechtsanwalt Dr. Peter Durinke gab einen fachlichen Ü berblick u ber die Planungsmaßsta be aus 

rechtlicher Sicht nach dem neuen NABEG und weiteren Ümweltgesetzen. Er fu hrte zu den Auswirkungen 

des neue NABEG aus, dass viele Aspekte in der Planung neu sein. So sei die Verankerung der Gradlinigkeit 

im Gesetz ein Novum – mit dem Vorteil eines engeren Planungsraumes ginge aber auch das Gebot einher, 

in besonderer Weise darauf zu achten, dass die Gradlinigkeit nicht andere wichtige Planungsziele 

dominiere. 

 

Ebenfalls auf großes Interesse stieß der Praxisbericht von Herrn Dipl.-Ing. Sascha Eigelt, der als 

Projektleiter der Firma Vorwerk KG detaillierten Einblick in die Realisierung von erdverlegten 

Gasleitungen gab. Auch er gab zahlreiche Anhaltspunkte, wie mit passender Planung und gutem 

fachlichem Vorgehen das Schutzgut Boden sowohl im der Bauphase geschont werden und in der spa teren 

Rekultivierungsphase wieder die gleiche Qualita t wie vor dem Eingriff erreicht werden kann. Neben 

diesen „best pratice“ Beispielen zeigte er aber auch Beispiele und Ergebnisse schlechter Planung – und 

Hinweise zur Vermeidung. 

 

Dr. Karl Severin von der Landwirtschaftskammer Niedersachsen vertrat die Nutzer der Fla chen – vor 

allem Landwirte. Bei grundsa tzlichem Versta ndnis fu r die Notwendigkeit der Trassierung fu hrte er an, 

dass das komplizierte Ö kosystem Boden hohe Aufmerksamkeit verdiene und die in der Bau- und 

Rekultivierungsphase entstehenden Verluste ada quat entscha digt werden mu ssten. 

 

Mit Prof. Dr. Ingo Sass vom Geothermischen Institut der TÜ Darmstadt war auch ein Geothermiker 

anwesend, der ein differenziertes Bild u ber die verschiedenen Bodentypen und deren Auswirkungen auf 
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die Leistungsfa higkeit darlegte. Zwar sei nach seiner bisherigen Forschung nicht mit einer Erwa rmung 

der Erdkrume zu rechnen, die thermische Leitfa higkeit des Bodens sei aber fu r den Wirkungsgrad des 

Erdkabels von hohem Belang und mu sse daher Beru cksichtigung finden. 

 

Die Erwartungen an den Ü bertragungsnetzbetreiber in Bezug auf die Methodik und Anwendung des 

Positionspapiers wurden durch Dr. Sven Serong von der Bundesnetzagentur dargestellt. 

 

Der Ü bertragungsnetzbetreiber TenneT konnte mit dem Gesamtprojektleiter Dr. Christoph Thiel erste 

Antworten auf das weitere Planverfahren geben und verwies darauf, dass TenneT zuna chst bis zum 

Herbst den Üntersuchungsraum mit einer vo llig neuen Methodik festlegt, um daraus einen neuen Antrag 

nach § 6 NABEG zu entwickeln. Dieser Antrag wu rde dann auch neue Vorschla ge fu r Trassen enthalten 

und sei im Fru hjahr 2017 zu erwarten. 

 

Apl. Prof. Dr. Karsten Runge gab einen pra gnanten Ü berblick u ber die Maßnahmen, die in den jeweiligen 

Phasen zum Schutz des Bodens ergriffen werden mu ssen. 

 

Die Veranstaltung endete mit einer offenen Podiumsdiskussion. 
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Agenda der Fachkonferenz  

12.30 - 13.00   ComeTogether 
 

13.00 - 13.10   Begrüßung 
Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda 

13.10 - 13.30         Die Aufgabe des Landkreisbündnises bei der Trassenplanung 
Landrat Tjark Bartels, Landkreis Hameln-Pyrmont 

 
13.30 - 13.45 Die neuen Herausforderungen der BNetzA durch den 

Erdkabelvorrang 
Dr. Sven Serong, Bundesnetzagentur 

 
13.45 -14.00 Rechtliche Anforderungen des Bodenschutzes bei 

Erdkabeltrassen 
Dr. Peter Durinke, DE WITT Rechtsanwaltsgesellschaft mbH  

 
14.00 - 14.30  Bodenschutz bei der Verlegung von Erdgasleitungen 

Dipl. Ing. Sascha Eigelt, Friedrich Vorwerk KG 
 

14.30 - 15.00  Bodenschutz bei der Verlegung von HGÜ-Erdkabeln 

Bisherige Praxis und Herausforderungen durch den SuedLink  

Dr. Christoph Thiel, TenneT TSO 

 
15.00 - 15.20   Kaffeepause 
 

15.20 - 15.40        Bodenerwärmung, Legetiefe und Kabelabstände bei HGÜ-
Erdkabeln  

Prof. Dr. Ingo Sass, Geothermisches Institut der TU Darmstadt 

 

15.40 - 16.10       Erdkabel aus Sicht der Land- und Forstwirtschaft  

Dr. Karl Severin, Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
 
16.10 - 16.30        Minimierungsmaßnahmen und Baubegleitung zum Schutz des 

Bodens                   

apl. Prof. Dr. Karsten Runge, OECOS GmbH 
 

16.30 -17.530  Offene Podiumsdiskussion 

Alle Referenten 
 

17.30   Schlusswort 

Landrat Tjark Bartels
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1. Die Aufgabe des Landkreisbu ndnisses bei der 
Trassenplanung 

Landrat Tjark Bartels, Landkreis Hameln-Pyrmont 

Am 12. Dezember 2014 haben sich fast alle Landkreise entlang des im ersten §6 NABEG-Antrags fu r den SuedLink (2014) 

bezeichneten Vorzugskorridors in Hameln getroffen und eine gemeinsame Erkla rung verabschiedet, die spa ter unter dem 

Namen „Hamelner Erkla rung“ bekannt geworden ist. Noch heute ist die Hamelner Erkla rung das verbindende Element 

der 22 Landkreise, die derzeit zum Landkreisbu ndnis za hlen. Ich will Ihnen kurz den Text dieser Erkla rung na her bringen: 

1. Wir erkennen die Notwendigkeit der Energiewende an. Ebenso erkennen wir die Notwendigkeit eines Ausbaus 

der Infrastruktur an, die den vera nderten Bedingungen der Energieerzeugung gerecht wird, soweit der Bedarf 

an Netzausbauprojekten hierfu r im Rahmen eines schlu ssigen Gesamtkonzeptes nachgewiesen ist. 

2. Der geplante Ümbau der Energiewirtschaft wird Wirtschaft und Gesellschaft langfristig zugute kommen. 

3. Die Lasten mu ssen daher ebenso gemeinsam getragen werden. Sind Belastungen ohne korrespondierende Vor-

teile - wie durch den Trassenbau - unvermeidlich, so sind diese Belastungen durch geeignete technische 

Maßnahmen so gering wie mo glich zu halten. Ggf. entstehende Mehrkosten fallen der Gesamtheit zur Last. 

4. Die Beschleunigung der Genehmigungsverfahren ist wu nschenswert. Gleichwohl mu ssen auch beschleunigte 

Verfahren sowohl bei der Auswahl von Leitungstechnologien sowie von Suchra umen, Grobkorridoren und Detail-

korridoren rechtsstaatlichen Grundsa tzen, guter fachlicher Praxis und dem Gebot der Willku rfreiheit folgen. Die 

Wahl des besten Korridors muss transparent und Schritt fu r Schritt nachvollziehbar sein. 

5. Die Tra ger o ffentlicher Belange sind intensiv fachlich zu beteiligen. Sofern eine Befassung kommunaler Ra te und 

Kreistage erfolgt, sind diese mit ihren jeweiligen Forderungen zu beru cksichtigen. 

6. Maßgebliche Kriterien fu r die Auswahl darf nicht die vordergru ndige Wirtschaftlichkeitsberechnung des bean-

tragenden Ünternehmens sein. Auswahl, Gewichtung und Anwendung der Kriterien mu ssen vielmehr vorher 

bekannt sein und den Grundsa tzen guter fachlicher Praxis folgen. 

7. Wir fordern daher die Bundesregierung und die Landesregierungen auf, in ihren jeweiligen Zusta ndigkeits-

bereichen dafu r Sorge zu tragen, dass... 

• die Bundesnetzagentur diesen Pru fmaßstab im Rahmen der Antragspru fung nach §6 NABEG und bei den 

Vorgaben fu r Üntersuchungsrahmen, Methode, Kriterien und SÜP beru cksichtigt, und insoweit 

ergebnisoffen in die Pru fung geht. 

• Gegenstand der alternativen Pru fung alle großra umigen Trassenkorridore und nicht nur der 

Vorschlagskorridor des Betreibers sind. 

• alle Alternativen mit gleicher Pru fungstiefe untersucht werden. 

• im Bundesbedarfsplangesetz die Voraussetzungen fu r die Erdverkabelung, insbesondere aus Gru nden des 

Naturschutzes und des Landschaftsbildes erweitert werden, wobei die Mehrkosten wie im EnLAG auf alle 

Netzbetreiber umgelegt werden. 

• die inhaltliche Trennung der Zusta ndigkeiten des Vorhabentra gers und der Bundesnetzagentur im gesamten 

Verfahren gewa hrleistet wird, und die Bundesnetzagentur in der Lage bleibt oder in die Lage versetzt wird, 

eigensta ndig und ohne Pra judizierung zu pru fen. 

• die gesetzlichen und tatsa chlichen Mo glichkeiten geschaffen werden, insbesondere durch Erdverkabelung, 

Belastungen gering zu halten. 

Erfreulicher Weise sind wir dem in der Hamelner Erkla rung  vorangestellten Ziel einer Erdverkabelung fu r den SuedLink  

mit dem entsprechenden Koalitionsbeschluss des Bundeskabinetts vom 1. Juli 2015 und der rechtlichen Ümsetzung am 

12.12.2015 ein großes  Stu ck na her gekommen.  Wir sehen mit der Erdkabelplanung aber auch  neue Herausforderungen 

auf uns zu kommen, denen wir uns  gerne stellen wollen. Hierzu geho rt an vorderer Stelle der Bodenschutz. Ich freue 

mich, dass eine Reihe ausgewiesener Experten unserer Einladung zu diesem Thema gefolgt sind und wu nsche uns allen  

eine anregende Fachkonferenz.
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2. Die neuen Herausforderungen der BNetzA durch den 
Erdkabelvorrang 

Dr. Sven Serong, Unterabteilungsleiter Netzausbau, Bundesnetzagentur 

Im Dezember 2015 hat der Bundesgesetzgeber das Bundesbedarfsplangesetz aktualisiert. Die 

energiewirtschaftliche Notwendigkeit insbesondere der großen Gleichstromverbindungen wurde 

dadurch erneut besta tigt. Hiermit wurde die Frage, ob Deutschland diese Leitungen zur 

Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit und zur Integration der erneuerbaren Energien tatsa chlich 

braucht, mit einem klaren Ja beantwortet. 

In der Bevo lkerung ist die konkrete Ümsetzung der Leitungsvorhaben allerdings nicht unumstritten. In 

manchen Regionen haben Sorgen, die durch die Ho he der geplanten Strommasten, befu rchtete 

Gesundheitsrisiken und eine vermutete Beeintra chtigung des Landschaftsbildes hervorgerufen werden, 

starke Diskussionen ausgelo st. Bei manchen hat dies auch zu einer Ablehnung des Netzausbaus insgesamt 

gefu hrt. 

Es galt, diese Ablehnung aufzulo sen und zwar auch im Hinblick auf die Beschleunigung des Netzausbaus. 

Aus diesem Grund werden neue Hochspannungsgleichstromu bertragungsvorhaben (HGÜ -Vorhaben) 

zuku nftig vorrangig als Erdkabel errichtet (s. Abbildung 1). Fu r die in den Anwendungsbereich des NABEG 

fallenden und mit „E“ gekennzeichneten HGÜ -Vorhaben des Bundesbedarfsplans ist vor diesem 

gesetzlichen Hintergrund von grundlegend neuen Planungspra missen fu r die durchzufu hrende 

Bundesfachplanung auszugehen. Die bisherigen Planungen der Ü bertragungsnetzbetreiber (Ü NB) 

konnten nicht aufrechterhalten werden und mu ssen neu aufgesetzt werden. Konkret betrifft dies die 

unter „SuedLink“ bekannten Nord-Su d-Verbindungen von Wilster nach Grafenrheinfeld und von 

Brunsbu ttel nach Großgartach, das Vorhaben „SuedÖstLink“ von Wolmirstedt nach Isar sowie der 

sogenannte Korridor A Nord von Emden nach Österath. 

Aus technischen Gru nden bleibt es bei den im Bundesbedarfsplangesetz genannten 

Wechselstromleitungen beim bisherigen Freileitungsvorrang. Auch in diesem Bereich sollen allerdings 

mit zusa tzlichen Pilotprojekten fu r Erdkabel weitere Erfahrungen mit der Erdverkabelung gesammelt 

und deren technische Entwicklung vorangetrieben werden. 
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Abbildung 1: HGÜ-Vorhaben mit Erdkabelvorrang 

Freileitungsabschnitte sind bei diesen Vorhaben nunmehr nur unter engen Voraussetzungen und in 

abschließenden Fallkonstellationen mo glich: In Siedlungsna he (§ 3 Abs. 4 BBPlG) ist immer ein Erdkabel 

zu planen. Freileitungsabschnitte ko nnen nur noch ausnahmsweise aus Naturschutzgru nden, bei der 

Nutzung von schon bestehenden Freileitungstrassen und zum Beispiel auf Verlangen betroffener 

Kommunen in Betracht kommen. Die Nutzung von Bestandstrassen kommt aber nur dann in Frage, wenn 

keine zusa tzlichen erheblichen Ümweltauswirkungen zu erwarten sind.  
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Das deutlich formulierte Ziel des Erdkabelvorrangs ist es, die Akzeptanz fu r den Stromnetzausbau zu 

erho hen und Vorbehalte gegen die Ümsetzung der gesetzlich geforderten Vorhaben zu u berwinden. Die 

Bundesnetzagentur begru ßt die dadurch verbesserten Mo glichkeiten fu r die Vorhabentra ger, mit den 

betroffenen Bu rgerinnen und Bu rgern konsensfa hige Lo sungen zu finden.  

Mit dem Vorrang fu r die Erdverkabelung ist außerdem das neu formulierte Gebot der Geradlinigkeit 

verknu pft. Ein an der „Luftlinie“ zwischen Anfangs- und Endpunkt orientierter, mo glichst geradliniger 

Verlauf des Trassenkorridors kann dabei helfen, individuelle Betroffenheiten sowie Eingriffe in Natur und 

Landschaft zu reduzieren. Der mo glichst geradlinige Verlauf wird dabei als Planungsgrundsatz im Sinne 

eines Öptimierungsgebotes verstanden. Er ist somit in der Bundesfachplanung zu beru cksichtigen, wobei 

ihm dabei ein besonderes Gewicht zukommt. Ein absoluter Geltungsanspruch fu r die Geradlinigkeit geht 

von diesem Planungsgrundsatz dabei aber nicht aus. Belange von besonderem Gewicht ko nnen ein 

Abweichen von der geradlinigen Verbindung rechtfertigen. 

Positionspapier Erdkabel der Bundesnetzagentur 

Im Zusammenhang mit den Neuregelungen des Gesetzgebers hat die Bundesnetzagentur im April 2016 

in ihrer Rolle als die fu r die Bundesfachplanung zusta ndige Genehmigungsbeho rde den Ü NB ein 

Positionspapier Erdkabel an die Hand gegeben. Das Dokument wurde vorab konsultiert und mit 

Vertretern aus Verba nden, Beho rden, Kommunen, Wissenschaft, der Wirtschaft sowie der interessierten 

Ö ffentlichkeit auf einer Methodenkonferenz in Bonn diskutiert. Im Positionspapier werden den 

Vorhabentra gern ein Rahmen und eine Örientierung gegeben, welche wesentlichen Antragsinhalte und 

grundlegenden methodischen Anforderungen fu r die Planungen aus dem gesetzlichen Erdkabelvorrang 

im Rahmen der Bundesfachplanung hervorgehen. Dabei bezieht sich das Positionspapier in erster Linie 

auf die Antragsinhalte nach § 6 NABEG. Die Vorhabentra ger sind angehalten, diese in der notwendigen 

Tiefe zu untersuchen und sie in den Antragsunterlagen darzustellen. 

Die nach dem Gebot der Geradlinigkeit bereits zu Beginn der Planungen erfolgende Suche nach einem 

mo glichst an der Luftlinie orientierten Verlauf der Leitung wird zu deutlich schmaleren 

Üntersuchungsra umen fu hren. Bei einer Ü berpru fung des Raums „von innen nach außen“ kann der 

Üntersuchungsraums schrittweise erweitert werden, um konkreten Raumwidersta nden, 

Realisierungshindernissen oder sonstigen zu beru cksichtigenden Belangen Rechnung zu tragen. Das Ziel 

ist es, mo glichst konfliktarme Ra ume zu ermitteln. 

Bodenschutz im zweistufigen Genehmigungsverfahren 

In der Regel ist die Erdverkabelung – jedenfalls nach Abschluss der Bauphase – mit geringeren Eingriffen 

als die Freileitung in das Wohnumfeld verbunden. Das heißt zwar, dass der Mensch und das 

Landschaftsbild im Vergleich zur Freileitung sta rker geschont werden und die Akzeptanz in der 

Ö ffentlichkeit hierdurch an vielen Stellen verbessert werden kann. Klar ist aber auch, dass die 

Erdverkabelung nicht als Allheilmittel gesehen werden kann. Denn neben ho heren Kosten ru ckt sie 

andere Ümweltbelange sta rker in den Fokus. 

Im Rahmen der Bundesfachplanung gewinnt der Bodenschutz stark an Bedeutung. Zu differenzieren ist 

hier zwischen dem Antrag nach § 6 NABEG und den Ünterlagen nach § 8 NABEG.  

Im Antrag nach § 6 NABEG legen die Vorhabentra ger dar, welche Maßsta be sie fu r die Entwicklung in 

Frage kommender Alternativen anlegen. Dies erfolgt u.a. mit Bezug auf das Bundesbodenschutzgesetz 
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(BBodSchG). Hieraus ergeben sich Anforderungen an die Datenlage, die zum einen eine Prognose der 

Auswirkungen zulassen muss und zum anderen fla chendeckend verfu gbar sein sollte, um Korridore 

vergleichbar bewerten zu ko nnen. Als Stichpunkte sind hier Bo den mit besonderen Bodenfunktionen, 

erosionsgefa hrdete Bo den oder verdichtungsempfindliche Bo den zu nennen. 

Daru ber hinaus steht die Beschaffenheit des Bodens und des Baugrunds in Bezug zu den Anforderungen 

der bautechnischen Ausfu hrung. Im Antrag darzulegen ist hierbei prima r, dass die technische 

Ümsetzbarkeit unter den jeweiligen Voraussetzungen gegeben ist.  

In den Ünterlagen nach § 8 NABEG steht das Thema Boden neben den hier ebenfalls darzustellenden 

technischen Voraussetzungen als Schutzgut im Sinne des ÜVPG im Fokus. In Verbindung mit dem 

Ümweltbericht nach § 14g ÜVPG sind zum einen die fu r den Boden geltenden Ziele des Ümweltschutzes 

zu nennen und zum anderen die voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen fu r das Schutzgut Boden 

zu prognostizieren. Dies stellt wiederum Anforderungen an die Datenlage, bedarf aber auch der 

Anwendung von Prognosemethoden und der Auseinandersetzung mit Erheblichkeitsschwellen.  

Aufgrund des hohen Detailierungsgrads in der Planfeststellung sind hier die Schwerpunkte des 

Bodenschutzes zu erwarten. So sind beispielsweise Ausmaß und Dauer der gesamten Baustelle (z.B. 

Breite und Tiefe des Kabelgrabens, Breite der Fahrwege) darzulegen. Ausgehend von der Prognose der 

Auswirkungen besteht ein breites Spektrum an Mo glichkeiten, um Maßnahmen fu r eine bodenschonende 

Ümsetzung des Vorhabens festzulegen. Nicht vermeidbare Beeintra chtigungen sind so weit wie mo glich 

zu minimieren, z.B. durch die Anlage von Baustraßen.  

Eine wichtige Funktion nimmt die bodenkundliche Baubegleitung ein, die neben der o kologischen 

Baubegleitung die Ümsetzung der Maßgaben des Planfeststellungsbeschlusses erreichen und die 

Anforderungen der Fla chenbewirtschafter an den Bodenschutz einbeziehen soll. Die Herausforderung 

wird sein, die oft schwierige Position der bodenkundlichen Baubegleitung im Spannungsfeld zwischen 

Beho rde, Vorhabentra ger und Bauausfu hrung u.a. durch klare Festlegungen in den 

Planfeststellungsbeschlu ssen zu sta rken. 

Fazit 

Der Bodenschutz wird bei der Genehmigung und beim Bau der HGÜ -Erdkabelvorhaben im besonderen 

Fokus stehen. Die Bundesnetzagentur wird dem umfassenden Themenkomplex in den verschiedenen 

Planungsstufen, vom Antrag auf Bundesfachplanung nach § 6 NABEG bis zur Planfeststellung und der 

Baubegleitung, die gebotene Aufmerksamkeit widmen. Der fachliche Dialog mit den 

Interessensvertretern und Betroffenen ist dabei ein u beraus wichtiger Baustein. Nur so kann das Ziel des 

beschleunigten Netzausbaus erreicht werden. 

Dr. Sven Serong 

Ünterabteilungsleiter - Koordinierung der Zulassung von Netzausbaumaßnahmen Bundesnetzagentur 

Tulpenfeld 4 - 53113 Bonn 

Telefon 0228 14 5400 - Telefax 0228 14 6120 

www.netzausbau.de 

  

http://www.netzausbau.de/


VORTRÄGE 

Seite 9   

3. Rechtliche Anforderungen des Bodenschutzes bei 
Erdkabeltrassen 

Dr. Peter Durinke, DE WITT Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 

I. Einleitung 

 

Die Vorschriften für Planung, Bau und Betrieb von Höchstspannungsleitungen in EnWG, EnLAG, NABEG und 

BBPlG gingen bislang von einem Vorrang zu Gunsten von Freileitungen aus. Eine Erdverkabelung war nur im 

Ausnahmefall zulässig. Mit der Gesetzesnovelle vom 21.12.20151 wird abweichend davon nunmehr für 

entsprechend gekennzeichnete HGÜ-Leitungen ein Erdkabelvorrang begründet.2 Bei den erfassten 

Leitungsbauvorhaben kommt der Bau von Freileitungen jetzt nur noch in Betracht, wenn die Voraussetzungen 

der restriktiven, in § 3 Abs. 2 – 4 BBPlG abschließend benannten Ausnahmeregelungen erfüllt sind. Die 

Vorrangregelung führt dazu, dass der Boden als Schutzgut eine besondere Bedeutung erlangt. Die 

Trassenplanungen sind diesen geänderten Anforderungen anzupassen. Vor diesem Hintergrund ist ein Blick auf 

die bodenschutzrechtlichen Vorgaben für die Planung der Erdkabeltrassen3 zu werfen. 

 

II. Schutz der Bodenfunktionen 

 

§ 1 BBodSchG4 bestimmt den Zweck des Gesetzes. Danach sind Bodenfunktionen nachhaltig zu sichern oder 

wiederherzustellen, schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, es ist Vorsorge gegen nachteilige 

Einwirkungen zu treffen und schließlich sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen zu vermeiden. Geschützt 

ist dabei der Boden nicht nur im Hinblick auf seine natürlichen Funktionen, als Lebensgrundlage und 

Lebensraum und Bestandteil des Naturhaushalts, sondern auch beispielsweise auch wegen seiner 

Archivfunktion und seiner Nutzfunktionen als Siedlungsfläche und Rohstofflagerfläche, § 2 Abs. 2 BBodSchG. 

Diese sehr unterschiedlichen Nutzungen können durch Erdkabel in sehr verschiedener Weise und in 

unterschiedlicher Intensität beeinträchtigt werden. 

 

Durch nachteilige Bodeneinwirkungen verursachte Gewässerverunreinigungen werden vom Schutzzweck des 

BBodSchG erfasst, dessen Regelungen insoweit neben die wasserrechtlichen Bestimmungen treten, vgl. §§ 1, 2 

Abs. 2 Nr. 1 lit. B) und 3 BBodSchG. Das Wirkungsgefüge zwischen Boden und Grundwasser ist zwischen der 

                                                                    
1 Gesetz zur Änderung von Bestimmungen des Rechts des Energieleitungsausbaus vom 21.12.2015, BGBl. 

2015 I S. 2490; vgl. zum Gesetzentwurf de Witt / Durinke, RdE 2015, 233. 
2 § 3 Abs. 1 BBPlG. 
3 Vorliegend wird insbesondere auf die HGÜ-Erdkabeltrassen abgestellt, deren Planung sich nach dem BBPlG 

und dem NABEG richtet. Die Erwägungen sind dem Grunde nach aber auch auf die Planung nach dem EnWG 

und dem EnLAG übertragbar, soweit es um die Planung von Erdkabelabschnitten geht. Vertiefend zur 

Planungsmethodik, de Witt / Durinke / Runge, NuR 2016, 525. 
4 Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17.03.1998, BGBl. I S. 502, zuletzt geändert durch Art. 101 der Verordnung 

vom 31.08.2015, BGBl. I S. 1474. 
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ungesättigten zur wassergesättigten Bodenzone in den Blick zu nehmen.5 Jenseits der Randzonen ist die 

Einhaltung der wasserrechtlichen Anforderungen in einem eigenen Fachbeitrag zu betrachten.6 

 

Die natürlichen Bodenfunktionen unterliegen zudem auch einem naturschutzrechtlichen Schutz. So ist nach § 1 

Abs. 3 Nr. 1 BNatSchG7 mit Naturgütern, die sich nicht erneuern sparsam umzugehen. Sie sind bei einer 

Inanspruchnahme schonend zu nutzen. Dies betrifft Böden in besonderem Maße. Gemäß § 1 Abs. 3 Nr. 2 

BNatSchG sind Böden so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können. Die 

bodenschutzrechtlichen Regelungen treten insofern neben die Regelungen des BNatSchG. 

 

Daras ergibt sich ein gestufter Bodenschutz. In erster Linie sind Eingriffe in den Boden bzw. seine 

Inanspruchnahme zu vermeiden. Wenn dies nicht möglich ist, ist der Eingriff so weit wie möglich zu reduzieren. 

Bei einem Eingriff ist Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen zu treffen. Insbesondere sind schädliche 

Bodenveränderungen zu vermeiden. Die Regelungen des BBodSchG werden durch die BBodSchV8, die 

Landesgesetze und technische Regelwerke9 konkretisiert. 

 

III. Mögliche Eingriffe 

 

Für die weitere Betrachtung ist es hilfreich, sich überblicksartig die zu erwartenden Auswirkungen von 

Erdkabeltrassen auf Böden vor Augen zu führen. Dabei ist zwischen der Bau- und der Betriebsphase zu 

unterscheiden. Während der Bauphase sind insbesondere Bodenverdichtungen, eine Störung des Bodengefüges 

durch den Abtrag von Unterboden, Störungen des Bodenwasserhaushalts, die Einbringung von Fremdstoffen 

und die Versiegelung zu betrachten.10 Diese Probleme sind auch aus vielfältigen anderen Tiefbauarbeiten, etwa 

für überörtliche Gasleitungen, bekannt. Dementsprechend gibt es sowohl zu den Auswirkungen und Folgen, als 

auch zu möglichen Vermeidungs- oder Minderungsstrategien Erfahrungswerte, auf die auch bei der 

Erdkabelplanung zurückgegriffen werden kann. Anders sieht dies bei den Auswirkungen während der 

Betriebsphase aus. Hier geht es insbesondere um die Erwärmung und mögliche Austrocknung des Bodens. Erste 

Studien dazu liegen zwar bereits vor.11 Auf Grund der geringeren praktischen Erfahrungen bestehen in der 

Öffentlichkeit und bei Betroffenen aber deutlich größere Bedenken und Vorbehalte. Diesen sollte in der Planung 

dadurch begegnet werden, dass viel Wert auf eine nachvollziehbare, leicht verständliche Darstellung der 

                                                                    
5 Vgl. Anhang 2 Ziff. 3.1 lit. a) BBodSchV. 
6 Vertiefend BMU, Ökologische Auswirkungen von 380-kV-Erdleitungen und HGÜ-Erdleitungen, 2011, S. 39 

f. Zur Behandlung der WRRL vgl. Kause / de Witt, Wasserrahmenrichtlinie – Leitfaden für die 

Vorhabenzulassung, 2016; de Witt / Kause, NuR 2015, 749. 
7 Bundesnaturschutzgesetz vom 9.07.2009, BGBl. I S. 2542, zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 

04.08.2016, BGBl. I S. 1972. 
8 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12.07.1999, BGBl. I S. 1554, zuletzt geändert durch 

Art. 102 der Verordnung vom 31.08.2015, BGBl. I S. 1474. 
9 z.B. DIN 19731 (Ausgabe 5/98). 
10 Steinhorst / Rudolph / Bahrs, Kompensationen für den Bau von Höchstspannungserdkabeln, in: BNetzA, 

Wissenschaftsdialog 2013, S. 121, 123, 127 ff.; BMU, a.a.O. 
11 Steinhorst / Rudolph / Bahrs, a.a.O., mwN.; Amprion GmbH, Auswirkungen der Wärmeemission von 

Höchstspannungserdkabeln auf den Boden und auf landwirtschaftliche Kulturen, 2014, S. 6. 
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insoweit herangezogenen Gutachten gelegt wird, bei der auch etwaig bestehende Erkenntnislücken benannt 

werden.12 

 

IV. Begriff der schädlichen Bodenveränderungen 

 

Die im BBodSchG vorgesehenen Schutz- und Sanierungspflichten knüpfen an den Begriff der schädlichen 

Bodenveränderungen an. Gegen diese ist Vorsorge zu treffen, wo sie eingetreten sind, muss gegebenenfalls eine 

Sanierung erfolgen. Daher ist der Frage nachzugehen, ob die mit den HGÜ-Erdkabeln verbundenen 

Auswirkungen schädliche Bodenveränderungen darstellen können. § 2 Abs. 3 BBodSchG definiert schädliche 

Bodenveränderungen als „Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche 

Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen“. Es geht also 

keineswegs nur um die Beseitigung von Altlasten, auch wenn darauf ein besonderer Fokus liegen mag. Zudem 

geht es nicht nur um die Beeinträchtigung der natürlichen Bodenfunktionen. Auch ein Eingriff in die 

Archivfunktion kann dem Grunde nach zu einer schädlichen Bodenveränderung führen.13 Zu beachten ist 

schließlich, dass die Beeinträchtigungen nicht stofflich sein müssen. Auch nichtstoffliche Veränderungen, wie 

Verdichtung oder Erosion, werden von der Begriffsdefinition erfasst. Nachteilige Veränderungen stellen nur 

dann eine Beeinträchtigung dar, wenn sie tatsächlich eingetreten sind.14 

 

Zu beachten ist § 12 Abs. 9 BBodSchV. Danach sind beim Einbringen von Materialien in den Boden 

Verdichtungen, Vernässungen und sonstige nachteilige Bodenveränderungen zur vermeiden. Im Unterschied zu 

„schädlichen Bodenveränderungen“ setzt das Gesetz dabei nicht voraus, dass daraus anderen Personen oder der 

Allgemeinheit Nachteile erwachsen. Die Veränderungen müssen nicht bereits eingetreten sein, sondern sollen 

durch geeignete technische Maßnahmen vermieden werden.15 

 

Von einer Gefahr im Sinne der Vorschrift ist auszugehen, wenn der Eintritt eines Schadens wahrscheinlich ist. 

Nachteile können auch in Form von Vermögenseinbußen bestehen. Belästigungen sind Beeinträchtigungen des 

körperlichen oder seelischen Wohlbefindens, welche unterhalb der Schwelle zur Gesundheitsgefahr liegen. 

Erheblich sind die Nachteile und Beeinträchtigungen dann, wenn sie dem Betroffenen nicht zumutbar sind. 

Dabei ist auf eine Gesamtbetrachtung abzustellen, die auch wirtschaftliche Aspekte erfasst.16 

 

Bewertet man vor diesem Hintergrund die Auswirkungen von Erdkabeln, gelangt man zu folgender 

Einschätzung. Sowohl die Verdichtung, als auch die Störung des Bodengefüges, das Einbringen von 

Fremdstoffen, die Erwärmung und auch die Austrocknung sind nachteilige Veränderungen der 

Bodenfunktionen.17 Auch wenn damit üblicher Weise keine Gesundheitsgefahren oder Gefahren für die 

Allgemeinheit zu besorgen sein sollten, können sich diese Beeinträchtigungen beispielsweise auf die 

                                                                    
12 Vgl. Wolbrung, Was kommt da auf uns zu?, DG-Mitteilungen 9/2015, 28, zu Erfahrungen aus dem 

Pilotprojekt in Raesfeld. 
13 Vgl. Bundesverband Boden e.V., Stellungnahme zum Entwurf der BNetzA für das Positionspapier zur 

Erdkabel-Methodik, 16.03.2016, S. 3. 
14 Erbguth, in: Giesberts / Reinhardt (Hrsg.), BeckOK Umweltrecht, § 2 BBodSchG, Rn. 14. 
15 Vgl. dazu DIN 19731. 
16 Steinhorst / Rudolph / Bahrs, a.a.O., 132. 
17 Steinhorst / Rudolph / Bahrs, a.a.O., 132. 
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Bewirtschaftung von land- oder forstwirtschaftlichen Flächen auswirken.18 Je nach Grad der Beeinträchtigung 

können sich die Folgen als dem Betroffenen unzumutbar erweisen, sodass jedenfalls nicht stets ausgeschlossen 

werden kann, dass schädliche Bodenveränderungen zu besorgen sind. 

 

Dieses Ergebnis muss sich auch auf das Planungsverfahren auswirken, sowohl bei der Bundesfachplanung, als 

auch bei der Planfeststellung. Das Ziel einer Sicherung der Bodenfunktionen macht es erforderlich, auf der 

geeigneten Planungsebene die betroffenen Böden zu ermitteln und ihre Betroffenheit zu bewerten.  

 

V. Bundesfachplanung 

 

Nach § 5 Abs. 1 S. 3 NABEG sind die dem Vorhaben entgegenstehenden überwiegenden öffentlichen und 

privaten Belange zu ermitteln und zu bewerten. Das Schutzgut Boden ist daher unzweifelhaft ein zu 

berücksichtigender Belang. § 5 Abs. 1 S. 5 NABEG regelt, dass ernsthaft in Betracht kommende alternative 

Trassenkorridore in die Prüfung einzubeziehen sind. Bei der Bewertung der Alternativen kann der 

unterschiedliche Grad möglicher Bodenbeeinträchtigungen eine Rolle spielen. Dabei ist jedoch zu beachten, 

dass auf der Ebene der Bundesfachplanung eine flächendeckende Ermittlung etwa des Verdichtungsverhaltens 

der Böden oder eine grundstücksscharfe Berücksichtigung der konkreten Bodenfruchtbarkeit nicht stets möglich 

sein wird. Eine parzellenscharfe Planung ist erst auf der Ebene der Planfeststellung möglich. Eine erste 

Einschätzungsgrundlage bilden orientierende Untersuchungen.19 Zudem werden die Anforderungen des 

Bodenschutzes regelmäßig kein zwingendes Ausschlusskriterium für die Wahl eines Trassenkorridors 

darstellen. Etwas anderes kann jedoch gelten, wenn die betroffenen Böden zusätzlich eine besondere 

naturschutzfachliche Bedeutung haben, etwa als Schutzgebiet.20 Auch besondere Standorteigenschaften, etwa 

ein geringer Grundwasserabstand, können schon bei der Bundesfachplanung relevant werden, da sie für die 

Bautechnik von Bedeutung sind.21 Soweit dies möglich ist, sollte mit Blick auf die besondere Betroffenheit der 

Landwirtschaft – auch durch die Kompensationsmaßnahmen – die besondere Bodenfruchtbarkeit bei der 

Alternativenprüfung Berücksichtigung finden.22 

 

Damit eine qualifizierte Prüfung des Vorzugskorridors und der potentiellen Alternativen erfolgen kann, muss 

der Antrag nach § 6 NABEG Angaben zur in Frage kommenden Verlegetechnik, dem grundsätzlichen Umgang 

mit Aushub, dem geplanten Bettungsmaterial etc. enthalten. Nur so lassen sich die Eingriffe beurteilen. Bei 

Engstellen kann dabei eine detailliertere Darstellung erforderlich werden, damit der Nachweis der 

Durchgängigkeit erbracht werden kann. Soweit dafür nicht auf vorhandene bodenkundliche Kartierungen 

zurückgegriffen werden kann,23 sind ggf. entsprechende Kartierungen anzufertigen. 

 

Von besonderer Bedeutung für die Trassenplanung ist das Gebot der Geradlinigkeit. Ziel ist eine möglichst 

kurze, direkte Verbindung, da dies den Umfang der Flächeninanspruchnahme reduziert und sich positiv auf die 

Baukosten auswirkt. Für HGÜ-Erdkabel ist dieses Gebot ausdrücklich in § 5 Abs. 2 NABEG normiert worden. 

                                                                    
18 Z.B. in Form einer separaten Trassenbewirtschaftung infolge unterschiedlicher Bestandsentwicklung, vgl. 

Steinhorst / Rudolph /Bahrs, a.a.O., 132. 
19 Vgl. § 12 Abs. 3 iVm. Anhang 1 Ziff. 1.1 BBodSchV. 
20 Vgl. § 12 Abs. 8 BBodSchV. 
21 Steinhorst / Rudolph / Bahrs, a.a.O., 123. 
22 Vgl. § 12 Abs. 5 BBodSchV. 
23 Z.B. Fachinformationssystem Bodenschutz (FISBOS). 
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Es folgt darüber hinaus aber auch aus dem verfassungsrechtlich verbürgten Verhältnismäßigkeitsprinzip. Das 

Gebot der Geradlinigkeit ist aber nur ein Optimierungsgebot. Soweit anderen Belangen ein höheres Gewicht in 

der Abwägung zukommt, muss es daher zurückstehen. So können, jedenfalls dem Grunde nach, auch besonders 

schutzwürdige Böden eine Abweichung vom Gebot der Geradlinigkeit rechtfertigen.24 Im konkreten Konfliktfall 

wäre dann beispielsweise zu bewerten, wie groß der entstehende Umweg wäre und welche Konflikte 

gegebenenfalls auf der neuen Trasse ausgelöst werden. 

 

VI. Planfeststellung 

 

Bei der Bundesfachplanung wird nur ein Trassenkorridor bestimmt. In den dadurch vorgegebenen Grenzen 

erfolgt im Anschluss daran die Planfeststellung der Trasse. Der Trassenverlauf wird dabei grundstücksscharf 

festgesetzt. Dazu erfolgt eine umfassende Abwägung aller privaten und öffentlichen Belange, § 18 Abs. 3 S. 1 

NABEG. Dementsprechend muss auf dieser Ebene auch eine genauere Prüfung der in Anspruch zu nehmenden 

Flächen erfolgen. Gegebenenfalls kann auch der Erlass sonstiger Anordnungen nach § 10 Abs. 1 S. 1 BBodSchG 

notwendig werden, damit die Pflichten aus § 4 BBodSchG durchgesetzt werden können. Eine bodenkundliche 

Begleitung wird dabei zu den Mindestanforderungen gehören.25 Entsprechendes gilt für Vorgaben zur 

Reduzierung der Arbeitsstreifen. Hierbei ist aber zu beachten, dass ausreichende Flächen für die sichere und 

getrennte Lagerung der einzelnen Bodenschichten vorzusehen sind. Im Übrigen sind, in Abhängigkeit der 

konkreten örtlichen Verhältnisse, eine Vielzahl an ergänzenden Anordnungen zum Bodenschutz denkbar. 

Beispiele sind etwa die Ausgestaltung der temporären Baustraßen zur Verteilung des Lastendrucks oder ggf. 

zeitliche Beschränkungen der Arbeiten, etwa ihr Ausschluss in Starkregenphasen.26 

 

VII. Bodenschutzrechtlich Verpflichtete 

 

Die bodenschutzrechtliche Generalklausel in § 4 Abs. BBodSchG wendet sich an jedermann: „Jeder, der auf 

den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen 

werden.“ Die Vorsorgepflichten aus § 7 Abs. 1 BBodSchG und die Sanierungspflichten aus § 4 Abs. 3 

BBodSchG richten sich ebenso nicht nur gegen den Verursacher einer schädlichen Bodenveränderung, sondern 

auch gegen den Flächeneigentümer und den Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das Grundstück als 

sogenannte Zustandsstörer. Daher zählen grundsätzlich auch die Pächter land- oder forstwirtschaftlicher Flächen 

zu den Normadressaten.27 Dabei ist zu beachten, dass Verursacher und Zustandsstörer gleichrangig haften. Das 

Gesetz sieht unmittelbar keine Reihenfolge für eine Inanspruchnahme durch die zuständige Behörde vor. Ihr 

steht daher ein Auswahlermessen zu.28 Dieses ist zweckgebunden auszuüben. Ziel ist eine effektive 

Gefahrenabwehr bzw. –beseitigung. Dies kann häufig für eine Inanspruchnahme des Flächeneigentümers 

sprechen, da dieser die stärksten Rechte am Grundstück hat und über dieses verfügen kann. Zu berücksichtigen 

sind aber auch die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit oder besondere Kenntnisse.  Soweit dadurch die effektive 

Gefahrenabwehr nicht behindert wird, darf bei der Ermessensentscheidung auch eine etwaige zivilrechtliche 

Vereinbarung zwischen den Verpflichteten berücksichtigt werden. Für betroffene Flächeneigentümer, wie auch 

für betroffene Pächter, kann es sich daher empfehlen, in den Entschädigungsvereinbarungen mit den 

                                                                    
24 Bundesverband Bodenschutz, a.a.O., S. 4. 
25 BMU 2011, S. 35. 
26 BMU 2011, S. 38. 
27 Dombert, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, § 4 BBodSchG, Rn. 23. 
28 Giesberts / Hilf, in: Giesberts / Reinhardt (Hrsg.), BeckOK Umweltrecht, § 4 BBodSchG, Rn. 54 f. 
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Übertragungsnetzbetreibern auch Freistellungs- oder Ersatzansprüche vorzusehen. Der interne 

Ausgleichsanspruch aus § 24 Abs. 2 BBodSchG ist dispositives Recht und steht einer solchen Vereinbarung 

nicht entgegen.29 

 

Die Bundesnetzagentur wird sich als zuständige Behörde regelmäßig an den jeweiligen 

Übertragungsnetzbetreiber wenden, um die nach § 12 Abs. 3 S. 1 iVm. Anhang 1 BBodSchV notwendigen 

Untersuchungen durchführen zu lassen. Bei der Bundesfachplanung genügt im Regelfall der Rückgriff auf 

vorhandene Datensätze den Landesbehörden. Gleichwohl ist die Bundesnetzagentur gehalten, einerseits die 

Stichhaltigkeit dieser Informationen zu prüfen und andererseits ggf. auch weitere Untersuchungen zu den 

Standort- und Bodeneigenschaften anzuordnen, wenn sich dafür auf Grund der konkreten örtlichen 

Gegebenheiten – etwa bei technischen oder räumlichen Engstellen – ein Bedarf zeigt. 

 

Die Bundesnetzagentur kann den Planfeststellungsbeschluss mit Auflagen für die Bewirtschaftung der Trasse 

versehen.30 Neben den oben bereits aufgeführten Beispielen für die Bauphase kommen auch Auflagen für die 

Zeit des Betriebs der Trasse in Betracht. Soweit sich diese an den Vorhabenträger als Verursacher richten, muss 

ggf. auch eine Duldungspflicht des Flächeneigentümers vorgesehen werden. Insbesondere wenn es sich bei den 

Auflagen um Rekultivierungsmaßnahmen handelt, kann es sich für den Vorhabenträger anbieten, die 

landwirtschaftlichen Nutzer der Flächen damit zu beauftragen und sie dafür zu entschädigen. 

 

VIII. Ausblick und Fazit 

 

Die Entscheidung des Gesetzgebers zugunsten der Erdkabeltechnik bei HGÜ-Leitungen ist zu respektieren. 

Die bestehenden Ausnahmetatbestände sind restriktiv anzuwenden. Dieser Beitrag zeigt auf, dass das 

Bodenschutzrecht ein differenziertes Schutzregime für den Ausbau der Übertragungsnetze bereitstellt. 

Entscheidend für den Schutz der Böden wird sein, die benannten Regelungen auch konsequent anzuwenden. 

 

Dr. Peter Durinke - De Witt Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 

Lietzenburger Straße 99 - 10707 Berlin 

Tel. 030/ 8870 839 0 - Fax 030/ 8870 839 22 

www.dewitt-berlin.de -  Email: durinke@dewitt-berlin.de 

  

                                                                    
29 Hilf, in: Giesberts / Reinhardt (Hrsg.), BeckOK Umweltrecht, § 24 BBodSchG, Rn. 29. 
30 Vgl. §§ 12 Abs. 9 und 5 Abs. 5 BBodSchV. 

http://www.dewitt-berlin.de/
mailto:dewitt@dewitt-berlin.de
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4. Bodenschutz bei der Verlegung von Erdgasleitungen 

Dipl. Ing. Sascha Eigelt, Friedrich Vorwerk (Zusammenfassung durch den Herausgeber) 

Herr Eigelt teilte in seinem Vortrag einige seiner Erfahrungen aus der Ünternehmensgruppe Friedrich 

Vorwerk bei Projektrealisierungen im Leitungs- und Pipelinebau mit. Rechtliche und normative 

Grundlagen des Pipelinebaus sind u.a.: 

• BBodSchG  

• BBodSchVÖ 

• DVGW G 451 - Bodenschutz bei Planung und Errichtung von Gastransportleitungen 

• DIN 18915 - „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten“ 

• DIN 19639 - „Bodenkundliche Baubegleitung“ 

• Erstellung Bodenschutzkonzept 

• Ü berwachung der Arbeiten 

• DIN 19731 - Verwertung von Bodenmaterial 

Herr Eigelt arbeitet z. Z. an der Ausarbeitung der DIN 19639 mit, die Festlegungen zur bodenkundlichen 

Baubegleitung bei der Realisierung von tiefbauintensiven Infrastrukturvorhaben trifft. Er zeigte aus 

seiner eigenen Praxiserfahrung Beispiele aus der Verlegung von Erdgas-Pipelines und die zugeho rigen 

Maßnahmen zum Schutz des Bodens. Beispielsweise ist es bei der Aushebung eines Grabens 

zur  Rohrverlegung ist es u.a. wichtig, die angetroffenen Bodenhorizonte getrennt auszuheben und zu 

lagern. So ist insbesondere die Mutterbodenschicht auf einer gesonderten Miete mit begrenzter Ho he  

getrennt vom u brigen Rohrgrabenaushub zu verbringen. Im Pipelinebau werden die einzelne Rohrstu cke 

hintereinander abgelegt und vor Ört verschweißt. Anschließend wird der Rohrstrang mit Hilfe in Reihe 

aufgestellter Kra ne in die offene Baugrube gehoben. Bei der Befahrung mit schweren Fahrzeugen sind die 

jeweiligen Bodenverha ltnisse, insbesondere der Feuchtegrad des Bodens zu bedenken. Die na heren 

Anforderungen hierzu wird die DIN 19639 spezifizieren. In bestimmten Situationen sind 

Vortriebsarbeiten oder Sonderbauwerke erforderlich, z. B. wenn Straßen oder Bahnlinien gequert werden 

mu ssen. Bei der Verfu llung des Rohrgrabens erfolgt der Einbau der Bodenhorizonte in urspru nglicher 

Schichtung. Auf das Abschließen der Baumaßnahmen folgen mehrja hrige Rekultivierungsmaßnahmen, je 

nach Eingriffsintensita t und Beschaffenheit des Bodens, bspw. in Form einer mechanischen Lockerung 

oder in Form einer Bodenlockerung mit Leguminosen. 

Aus der langja hrigen Praxiserfahrung der Firma Friedrich Vorwerk im erdverlegten Rohrleitungsbau 

lassen sich folgende vielfach wiederkehrende Probleme beim Bodenschutz benennen: 

• Der Genehmigungsumfang entspricht oft nicht den tatsa chlichen technischen Erfordernissen. 

Hier entstehen Konflikte zwischen Genehmigung und Bodenschutz (z.B. bei zu geringen 

Arbeitsraumbreiten). 

• Die Genehmigung entha lt widerspru chliche und zeitkritische  Nebenbestimmungen und 

Auflagen (z.B. Bauzeitenbeschra nkungen im Sommer vs. Arbeiten du rfen nur bei ausreichend 

trockenem Boden erfolgen). 

• Die Projektrealisierung leidet unter einem unrealistischen Planungsoptimismus 
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• Es gibt Kompetenzprobleme – fehlende Flexibilita t – mangelhafte Kommunikation und 

Budgetrestriktionen, die das Ü berbringen schlechter Nachrichten erschweren (z.B. 

Erforderlichkeit eines Baustopps aufgrund von Witterungsbedingungen) 

• Ein Plan „B“ fehlt, in Folge Ausblenden mo glicher Sto rungen. Ein Baustopp ist fu r alle Beteiligten 

die schlechteste Lo sung, das Anlegen von Baustraßen ermo glicht vielerorts ein Weiterarbeiten 

bei schlechter Witterung. 

• Das Potential mo glicher Trassenoptimierungen wird nicht erkannt 

• Es fehlen verschiedentlich o ffentlich-rechtliche  und privatrechtliche Genehmigungen 

• Die Projektrealisierung sto ßt auf unno tig verfestigte Öppositionsstrukturen (Wegerechte) 

Herr Eigelt wies darauf hin, dass die ku nftige DIN 19639 fu r einige dieser bekannten Defizite Lo sungen 

bereithalten wird. Last but not least wies er auch  darauf hin, dass im Verlaufe eines Projektes die 

Einflussmo glichkeiten sinken, wa hrend die Projektkosten steigen. Insofern ist fu r derartige Projekte eine 

pra zise und technisch umsetzbare Vorplanung insbesondere von Arbeitsstreifenbreiten und tempora ren 

Maßnahmen (z.B. Baustraßen) von ho chster Bedeutung. 
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5. Bodenschutz bei der Verlegung von HGÜ -Erdkabeln 
Bisherige Praxis und Herausforderungen durch den 
SuedLink 

Dr. Christoph Thiel, TenneT TSO 

Im Rahmen der Fachkonferenz zum Thema „Bodenschutz an HGÜ -Erdkabeltrassen“, die vom 

Landkreisbu ndnis am 21. Juni 2016 in Fulda veranstaltet wurde, gab Dr. Christoph Thiel von der TenneT, 

Gesamtprojektleiter des HGÜ -Projektes SuedLink, einen Ü berblick u ber die Ünternehmenserfahrungen 

bei der Verlegung von HGÜ -Erdkabeln. 

Hintergrund zum Projekt SuedLink 

Verankert im Bundesbedarfsplan als Vorhaben 3 (Brunsbu ttel – Großgartach) und 4 (Wilster – 

Grafenrheinfeld) ist SuedLink die zentrale Stromverbindung zwischen Nord- und Su ddeutschland mit 

einer Kapazita t von 2x2 GW und damit Hauptschlagader fu r das Gelingen der Energiewende. Üm einen 

verlustfreien Stromtransport u ber eine weite Strecke von ca. 650 km sicherzustellen, setzen die 

Ü bertragungsnetzbetreiber TenneT und TransnetBW bei ihrem Gemeinschaftsprojekt auf die 

Gleichstromtechnologie. 

Mit der Gesetzesa nderung im Dezember 2015 zum Erdkabelvorrang bei Hochspannungs-

Gleichstromu bertragungsprojekten (HGÜ ) wird SuedLink unter vollkommen neuen Pra missen geplant: 

Statt Freileitungsplanung gilt nun grundsa tzlich die Vollverkabelung durch Erdkabel als 

Planungspra misse – Freileitungsabschnitte sind nur eine Ausnahme unter sehr restriktiven 

Voraussetzungen. Ein mo glichst gradliniger Verlauf der Erdkabelkorridore zwischen den 

Netzverknu pfungspunkten wird angestrebt, wobei Auswirkungen auf Mensch und Natur minimiert 

werden. Aufgrund der beabsichtigten Vollverkabelung nimmt der Bodenschutz eine besondere Rolle ein. 

Der Boden erfu llt vielfa ltige Funktionen im Naturhaushalt und bildet die zentrale Grundlage unserer 

Nahrungsmittelproduktion (Kultur- und Futterpflanzen). Er dient auch als Archiv fu r die 

kulturhistorischen Aktivita ten des Menschen. 

 

Erfahrungen mit HGÜ-Erdkabeln 

HGÜ -Verkabelung mit Erdkabeln ist eine weltweit gut erprobte Technologie, die TenneT standardma ßig 

bei der Anbindung der Öffshore-Windparks in der Nordsee einsetzt. Durch die Realisierung der Seekabel 

sowie von mehr als 1.000 km Landkabel onshore profitiert TenneT von langja hriger Erfahrung mit dem 

Einsatz von Erdkabeln. Der Ablauf der Erdkabelverlegung wurde in den letzten Jahren so 

weiterentwickelt, dass die Bauzeit zwischen erstem Betreten und Verlassen des Grundstu cks nach 

Abschluss der Bauarbeiten i.d.R. weniger als acht bis zwo lf Wochen betra gt. Anschließend findet die 

Rekultivierung der Fla chen in Abstimmung mit dem Landbewirtschafter statt. 

Die Art der Erdkabelverlegung bei SuedLink erfolgt abha ngig von den Planungsergebnissen und den 

finalen technischen Parametern der Erdkabel. Technische Weiterentwicklungen werden dabei 

beru cksichtigt, so dass die wirtschaftlichste sowie eingriffsneutralste Öption ausgewa hlt werden kann. 
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Grundsa tzlich werden die Erdkabel in einer offenen Bauweise verlegt. Üm eine Ü bertragungskapazita t 

von 1000 MW auf der 320 kV-Ebene zu erreichen, wird ein Kabelpaar mit je einem positiven und einem 

negativen Pol in einen Graben verlegt.  Fu r 2 GW (2000 MW) werden 2 Gra ben mit je 2 Kabeln beno tigt. 

In einem der beiden Gra ben wird außerdem ein in einem Schutzrohr verlegter Lichtwellenleiter zur 

Signalu bertragung, z.B. fu r abschnittsweise Temperatur-Ü berwachung und Fehlerortung, vorgesehen.  

 

Bauverlauf von HGÜ-Erdkabeln 

Der sich u ber mehrere Phasen erstreckende Bau von Erdkabelprojekten (Baufeldfreimachung, 

Grabenherstellung, Kabelverlegung und Wiederverfu llung, Bera umung der Baustelle) wird durch ein 

Bodenschutzkonzept mit kontinuierlicher bodenkundlicher Baubegleitung durch Bodenkundler sowie 

weiterer fachlicher Baubegleitung durch Archa ologen, Hydrologen, Kampfmittelra umer und 

Naturschutzexperten  unterstu tzt. Nach vorbereitender Vermessung, Absteckung und bodenkundlicher 

Üntersuchungen durch Fachexperten werden Mutterboden und Ünterboden sorgsam ausgehoben und 

getrennt voneinander auf einem fu r die Baulogistik beno tigten ca. 25 Meter breiten Arbeitsstreifen (ca. 

40 Meter fu r beide Vorhaben in Stammstreckenabschnitten) gelagert. In den durch ein Sandbett 

ausgekleideten Kabelgraben werden die Kabel von einem Tieflader aus u ber Kabeltrommeln in den 

Graben eingezogen. Da la ngen- und gewichtsbedingt aktuell nur Kabella ngen von maximal 1.000-1.500 

Meter auf einer Trommel transportiert werden ko nnen, mu ssen diese einzelnen Kabelabschnitte mit 

Muffen verbunden werden bevor der ausgehobene Boden wieder eingebracht werden kann. Die Muffen 

werden direkt auf der Baustelle in staubfreien Containern gefertigt und danach wie die Kabel in Sand 

gebettet. Zur Steuerung der Verbindungen wird neben den stromfu hrenden Kabeln noch ein Leerrohr fu r 

ein Kommunikationskabel (Lichtwellenleiter) gelegt. Mit einer Mindestu berdeckung von 1,3 Metern 

sowie eine Sandbettung und daru ber befindlichen Schutzplatten werden alle Kabel mechanischen 

geschu tzt. Bei der Wiederherstellung des Grabenprofils wird streng darauf geachtet, dass der 

beanspruchte Boden nach Abschluss der Arbeiten wieder vollsta ndig genutzt werden kann. Ünter- und 

Öberboden werden in der urspru nglichen Zusammensetzung und Dichtigkeit ortsgenau wieder 

eingebracht und das Trassenwarnband mitverlegt. Nach Abschluss der Bauphase betra gt die 

Trassenbreite (inklusive Schutzstreifen von 3 m rechts und links der Trasse) ca. 10-15 Meter (20 – 30 

Meter fu r beide Vorhaben in Stammstreckenabschnitten). Alle Anlagen zur Errichtung der Leitungstrasse 

werden entfernt, Rad- und Wanderwege wieder hergestellt und die Erdkabeltrasse in nicht 

landwirtschaftlich genutzten Öffenlandbereichen begru nt (mit Ausnahme tiefwurzelnden Geho lzes); 

Ackerfla chen und Gru nland werden rekultiviert und stehen im Anschluss wieder vollsta ndig der 

landwirtschaftlichen Nutzung zur Verfu gung. Querungen mit anderen Infrastrukturen oder natu rlichen 

Hindernissen wie Gewa sserla ufen ko nnen mithilfe von Horizontalbohrungen mit Schutzrohreinzug 

u berwunden werden. 

Dr. Christoph Thiel 
TenneT TSÖ GmbH - Gesamtprojektleiter Large Projects Germany | SuedLink  
Bernecker Straße 70 - 95448 Bayreuth  

T  +49 (0) 921 50740-4178 F  +49 (0) 921 50740-4059  
www.tennet.eu – Email: christoph.thiel@tennet.eu 

http://www.tennet.eu/
mailto:christoph.thiel@tennet.eu


VORTRÄGE 

Seite 19   

Bodenerwa rmung, Legetiefe und Kabelabsta nde bei HGÜ -
Erdkabeln 

Prof. Dr. Ingo Sass; Dipl.-Ing. Christoph Drefke; M.Sc. Markus Schedel, Geothermisches Institut 

der TU Darmstadt, Fachgebiet Angewandte Geothermie 

Einleitung 

Bei erdverlegten Energiekabelsystemen kommt es aufgrund der ohmschen Widersta nde der metallischen 

Leiter zu elektrischen Verlusten, die in Form von Wa rme an den Üntergrund abgegeben werden mu ssen. 

Die thermische Stromtragfa higkeit wird durch die maximal zula ssigen Leitertemperaturen beschra nkt, 

die je nach Isolationsmaterial von den Kabelherstellern vorgegeben werden. Durch eine Ü berschreitung 

der zula ssigen Leitertemperaturen kann es zu einer verku rzten Lebensdauer der Leitungstrasse und zu 

vermehrten Ausfa llen kommen (Brakelmann 1985).  

In Normen zur Kabellegung (z. B. IEC 60287, DIN VDE 0276) ist die maximale Belastung der Kabel unter 

Beru cksichtigung verschiedener Einflussfaktoren wie Kabelanzahl, Bodentemperatur und 

Erdbodenwa rmewiderstand festgelegt. Die Auslastung einer Kabelstrecke oberhalb der normativen 

thermischen Stromtragfa higkeit muss dabei nicht zwingend mit einer thermischen Ü berlastung des 

Kabels einhergehen. Die tatsa chliche Belastbarkeit eines Energiekabelsystems ist vor allem von den 

thermischen Eigenschaften des umgebenden Bettungsmaterials abha ngig (Abbildung 1). Beim Nachweis 

der Wa rmewidersta nde der Kabelumgebung ermo glichen die Normen daher die Mo glichkeit, den 

Bemessungsstrom der Kabel entsprechend anzupassen. Dies kann zu einer ho heren Auslastung von 

Kabeltrassen fu hren und helfen notwendige Baumaßnahmen o konomisch und o kologisch zu optimieren. 

Zur Öptimierung der Kabelauslastung ist eine genaue Kenntnis der Vorga nge beim Wa rmeu bergang vom 

Kabel zur umgebenden Bettung/Boden no tig. Dazu mu ssen die thermophysikalischen sowie die 

hydraulischen Eigenschaften des umgebenden Lockergesteins wie auch deren Wechselwirkungen unter 

thermischer Belastung durch die Kabel quantifiziert werden. Abbildung 1 (links) zeigt in einem 

vereinfachten thermischen Ersatzschaltbild die Wa rmeableitung vom metallischen Leiter (oben) durch 

das Kabel in den Boden. 
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Abbildung 1: Vereinfachtes thermisches Ersatzschaltbild erdverlegter Stromkabel (links) und 
Bedeutung der thermischen Eigenschaften des Bettungsmaterials (rechts) (verändert nach Balzer 
et al. 2015). (*Für ein AC-Einleiterkabel, NA2XS2Y 12/20 kV gemäß IEC 60287, konstanter Betrieb, 
Umgebungstemperatur bei 20 °C.) 

 

Bo den gema ßigter Breiten sind in der Tiefe, in der u blicherweise Erdkabel verlegt werden, meist 

teilgesa ttigt. Die Wa rmeleitfa higkeit bzw. der Wa rmewiderstand eines Bodens ist in hohem Maße von 

seiner Wassersa ttigung abha ngig. Da Wassermenisken zwischen Ko rnern den thermisch leitenden 

Querschnitt eines Lockergesteins vergro ßern, steigt die Wa rmeleitfa higkeit mit dem Wassergehalt (Sass 

& Stegner 2012). Die Wa rmeleitfa higkeit einer Bettung kann dadurch erheblichen wetter- oder 

klimabedingten Vera nderungen verursacht durch Wassergehaltsschwankungen unterliegen. Viele Bo den 

wie auch Bettungsmaterialien zeichnen sich durch eine um etwa eine Gro ßenordnung geringere 

Wa rmeleitfa higkeit im trockenen, gegenu ber dem feuchten Zustand aus. 

Durch den hydraulischen und thermischen Kontakt eines Bettungsmaterials, wie beispielsweise dem 

wieder eingebauten und verdichteten Bodenaushub, Sandbettungen oder speziellen Bettungsbaustoffen 

ergeben sich vielfa ltige Wechselwirkungen zwischen dem umgebenden Boden und dem Bettungsko rper 

(Drefke et al. 2016a) (Abbildung 2). Wasserbewegungen in der teilgesa ttigten Bodenzone folgen 

hydraulischen Potenzialgradienten. Da die mineralische Öberfla che des Bodens Wassermoleku le bindet, 

muss zum Entfernen einer infinitesimal kleinen Wassermenge ein gewisser Potenzialunterschied 

aufgebracht werden. Je geringer der Wassergehalt eines Bodens, desto sta rker ist dieses an den 

mineralischen Öberfla chen gebunden. Dies bedeutet, dass mit abnehmendem Wassergehalt ein immer 

gro ßerer hydraulischer Potenzialunterschied aufgebracht werden muss um dennoch Wasser zu 

entfernen. Dieses Potenzial wird ha ufig als sogenannte Saugspannung in der Einheit eines Druckes 

angegeben. Durch den hydraulischen Kontakt zwischen dem umgebenden Boden und dem 

Bettungsmaterial u bertra gt sich die Saugspannung des Bodens auf den Bettungsko rper, wodurch es zu 

Vera nderungen des Wassergehalts und damit mitunter zu großen Vera nderungen der thermischen 

Eigenschaften kommt. 
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Abbildung 2: Schematischer Aufbau einer HGÜ-Trasse mit Darstellung der hydraulischen und 
thermischen Interaktion der Erdkabeltrasse mit der Umgebung. 

Besitzt das Bettungsmaterial bzw. der wiederverwendete Bodenaushub gegenu ber dem umgebenden 

Boden deutlich abweichende hydraulische Eigenschaften, kann dies zu Stauna sse aber auch 

Austrocknungserscheinungen im Bereich der Kabeltrasse fu hren. So kann beispielsweise ein 

Bettungsko rper, der gegenu ber dem umgebenden Boden ein hohes Wasserru ckhaltevermo gen und eine 

geringe hydraulische Leitfa higkeit besitzt, in Trockenzeiten dem umgebenden Boden zusa tzlich Wasser 

entziehen (Abbildung 2). Durch seine geringe hydraulische Durchla ssigkeit wu rde dieser jedoch wa hrend 

Niederschlagsereignissen die Bildung von Stauna sse oberhalb des Bettungsko rpers begu nstigen. 

Bei ra umlich und zeitlich variablen Materialeigenschaften und Randbedingungen sowie den zum Teil 

komplexen geometrischen Abmessungen von Kabelgra ben, lassen sich die beschreibenden 

mathematischen Gleichungen zum klimatisch bedingten Wassertransport oft nicht mehr analytisch lo sen, 

sondern nur noch numerisch anna hern. Fu r diese Berechnungen bedarf es in jedem Fall valide 

Eingangsdaten der hydraulischen wie auch der thermischen Eigenschaften des Bodens, des 

wiederverfu llten Bodens und des Bettungsmaterials. 

Neben den klimatisch bedingten Vera nderungen der Wa rmeleitfa higkeit kann die Erwa rmung des Kabels 

außerdem zu einer Trocknung der Bettung im Nahbereich des Kabels fu hren (Brakelmann 1985). Die 

damit verbundene Erho hung des thermischen Widerstandes fu hrt in der Regel zu einer deutlichen 

Verringerung der thermischen Stromtragfa higkeit. 

 

Untersuchungen an der TU Darmstadt 

Natu rliche Bo den zeigen neben den zum Teil sehr unterschiedlichen thermischen Eigenschaften im 

gesa ttigten Zustand sehr unterschiedliche Charakteristika der Vera nderung der Wa rmeleitfa higkeit bei 
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einer Abnahme des Wassergehaltes (Drefke et al. 2017). Fu r die Modellierung von thermophysikalischen 

wie auch hydraulischen Vera nderungen in einem Boden im Bereich um erdverlegte Kabel ist es aus 

diesem Grund erforderlich, alle relevanten hydraulischen und thermischen Eigenschaften einer Probe zu 

charakterisieren. Hierzu wurde am Fachgebiet Angewandte Geothermie ein Versuchsaufbau entwickelt, 

mit dem alle relevanten hydraulischen wie auch thermischen Parameter simultan (ausgehend von einer 

gesa ttigten Probe) wa hrend der Austrocknung erfasst werden ko nnen (Stegner et al. 2013a). Kern der 

Üntersuchung ist die kombinierte Erfassung der Wa rmeleitfa higkeit als Funktion des hydraulischen 

Potenziales beziehungsweise des Wassergehaltes. Mit Hilfe dieses Versuchsaufbaus wurden bereits die 

nach der Bodenkundlichen Karte Bayerns (BK500) bezeichneten 39 Hauptbodenarten umfassend auf die 

wichtigsten geothermischen und hydraulischen Parameter untersucht und in einem Geo-

Informationssystem hinterlegt, das es den Netzplanern ermo glicht, thermische wie auch hydraulische 

Bodeneigenschaften bei der Planung zu beru cksichtigen.  

Üm die Daten in Modellrechnungen verwenden zu ko nnen, wurden die Messwerte des hydraulischen 

Potenzials, wie auch die der teilgesa ttigten hydraulischen Leitfa higkeit zum Wassergehalt der Proben 

durch parametrisierte Formfunktionen beschrieben. Fu r die mathematische Beschreibung der 

Wa rmeleitfa higkeit als unstete Funktion des Wassergehaltes wurden sowohl bestehende Modelle wie 

zum Beispiel Campbell et al. (1994) gepru ft als auch eigene entwickelt (Sass & Stegner 2012). Diese 

Funktionen bilden eine Grundlage fu r die gekoppelte thermische und hydraulische Modellierung 

teilgesa ttigter Bettungsmaterialien um erdverlegte Stromkabel. 

Üm weiterhin die thermischen Eigenschaften eines Bodens in Abha ngigkeit zu seiner Verdichtung zu 

ermitteln, wurde am Fachgebiet Angewandte Geothermie ein patentiertes Messgera t zur Wa rme- und 

Temperaturleitfa higkeitsmessung samt Steuerungs-, Datenerfassungs- und Auswertungssoftware 

entwickelt (Stegner et al. 2011). Dieses Gera t ermo glicht, Proben wahlweise unter Druckkonstanz von bis 

zu 7,6 MPa oder unter Volumenkonstanz bei Probentemperaturen von -10 bis +80 °C zu messen. Durch 

eine umfassende Üntersuchung verschiedenster Ausgansbodenarten sollen mathematische 

Korrelationen zur Vera nderung der Wa rme- und der Temperaturleitfa higkeit in Abha ngigkeit der 

Verdichtungsstufe bzw. der Temperatur in Abha ngigkeit des Bodentyps abgeleitet und bei der 

Entwicklung der Flu ssigbodenrezepturen werden. 

Zur Ü bertragbarkeit der in Laborversuchen bestimmten thermophysikalischen Kennwerte auf die 

elektrische Belastbarkeit von Erdkabeln wurde mit dem Erdkabeltestfeld in Griesheim bei Darmstadt 

2013 ein Großfeldversuch errichtet (Abbildung 3) (Stegner et al. 2013b). In diesem Testfeld von 14 m 

La nge und 6 m Breite, das in vier Abschnitte aufgeteilt ist, wurden verschiedene Kabelanordnungen aus 

Mittel- und Niederspannungskabeln in einer Tiefe von 0,7 m nach DIN VDE 0276 verlegt. Die einzelnen 

Abschnitte des Testfeldes sind jeweils lateral hydraulisch und thermisch zu den angrenzenden Bo den 

entkoppelt. In zwei Abschnitten wurde vor dem Einbau der Kabel der natu rliche Boden bis auf eine Tiefe 

von 2,5 m u ber die gesamte Breite gegen Ton und Lehm ausgetauscht. In den beiden anderen Abschnitten 

sind die Kabel in den natu rlich anstehenden Sand bzw. in einen werksfertig gelieferten Flu ssigboden 

gehu llt. Somit erlaubt das Kabeltestfeld die Bestimmung der Aufheizung von Erdkabeln fu r typische 

praxisrelevante Anordnungen und vier repra sentative Bettungen. Die Temperaturen der Kabelleiter, der 

Kabelma ntel sowie auch die der entsprechenden Bo den in unterschiedlichen Absta nden zum Kabel 

werden u ber Temperatursensoren erfasst. Mit Tensiometern, welche verteilt im gesamten Testfeld 

installiert sind, wird das hydraulische Potenzial des Bodenwassers bestimmt, was einen Aufschluss zur 
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Bewegung des Bodenwassers in diesen Bo den gibt. Die volumetrischen Wassergehalte der Testfeldbo den 

werden hierzu zusa tzlich von Frequency-Domain-Reflectrometry (FDR) Sensoren kontinuierlich 

aufgezeichnet. 

 

Abbildung 3: Luftaufnahme Erdkabeltestfeld - Sommer 2015. 

 

Ausgewählte Ergebnisse – Einsatz von Sanden als Bettungsmaterial 

Der verwendete Verdunstungsversuch erlaubt die Bestimmung aller wichtigen Parameter in einem 

großen Bereich der Saugspannung innerhalb weniger Tage. Abbildung 4 zeigt Messwerte verschiedener, 

ungesto rter Sande. Es ist ersichtlich dass die Wa rmeleitfa higkeit gegenu ber der Sa ttigung von Sanden 

keiner linearen Beziehung folgt. Aus der Bandbreite der Messverla ufe unterschiedlicher Sandproben wird 

ebenfalls ersichtlich, dass anhand einer vorherrschenden Korngro ße, lediglich eine grobe Abscha tzung 

der Wa rmeleitfa higkeit zu bestimmten Wassergehalten getroffen werden kann. 
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Abbildung 4: Wärmeleitfähigkeit unterschiedlicher ungestörter Sandproben (klassifiziert nach DIN 
ISO 18196) als Funktion der Sättigung (verändert nach Drefke et al. 2013). 

Die großen Vera nderungen der Wa rmeleitfa higkeit im Bereich zwischen einer nur geringen Sa ttigung und 

vollsta ndigen Austrocknung sind auf Wassermenisken an den Korn-zu-Korn-Kontakten zuru ckzufu hren, 

die den thermisch leitenden Querschnitt an diesen Stellen erho hen. Bei starker Austrocknung ziehen sich 

diese Menisken zuru ck, was zu einer drastischen Reduktion der Wa rmeleitfa higkeit fu hrt. Der Verlauf der 

Wa rmeleitfa higkeit in Abha ngigkeit seiner Sa ttigung wird in hohem Maße von den Eigenschaften des 

Porenraums wie z. B. der Porengro ßenverteilung, -form und dem Maß der Tortuosita t bestimmt.  

Da der Transport und letztlich die Verteilung des Wassers in den Porenraumen von 

Potenzialunterschieden angetrieben wird, ist fu r das Versta ndnis der Zusammenhange der Bezug aller 

Parameter auf die Saugspannung von Interesse. Eine Darstellung (Abbildung 5) der in Abbildung 4 

gezeigten Wa rmeleitfa higkeitsmessungen in Abha ngigkeit der Saugspannung verdeutlicht die 

Ünterschiede, die sich aus dem Porenraum ergeben. Hieraus ist zu erkennen, wie bei steigender 

Saugspannung sich zuna chst die Poren des relativ gro ßten Durchmessers entleeren, darauf folgend immer 

feinere Poren, bis schließlich nur noch in den feinsten Poren Wasser zuru ckgehalten wird. 
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Abbildung 5: Wärmeleitfähigkeit unterschiedlicher ungestörter Sandproben als Funktion der 
Saugspannung (verändert nach Drefke et al. 2013). 

Beispiel hydraulischer Wechselwirkungen eines Bettungsmaterials mit dem umgebenden Boden 

Wie schnell eine Entwa sserung des Bettungsko rpers durch den umgebenden Boden mo glich ist, soll im 

Folgenden beispielhaft an einem numerischen Finite-Elemente Modell eines Sandbettungsko rpers in 

einem Tonboden gezeigt werden. Das in Abbildung 6 gezeigte Modell (Kantenla nge 5 m x 5 m) entspricht 

einem vertikalen Schnitt durch einen schematischen Kabelgraben von 40 cm Breite in 70 cm Tiefe.  

 

  

Abbildung 6: Links: Aufbauskizze des Modells in der Größe fünf auf fünf Meter. Das Modell zeigt 
einen vertikalen Schnitt durch eine Sandbettung in einem Tonboden. Rechts: Ausgangszustand des 
zunächst gesättigten Modells. Der hydrostatische Druck innerhalb des Modells ist farblich 
gekennzeichnet. Die Lage der Beobachter ist mit grünen Punkten eingezeichnet. 
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Ausgehend von einem wassergesa ttigten Zustand des Modellgebietes wird die Verdunstung von Wasser 
durch das Anlegen einer vergleichsweise geringen Saugspannung von 200 hPa an der Gela ndeoberfla che 
angenommen. Die angelegte konstante Saugspannung an der Öberfla che simuliert vereinfacht eine 
Entwa sserung nach oben, wie sie beispielsweise durch Verdunstung von Wasser auftritt. Saugspannungen 
von u ber 200 hPa werden Öberfla chennah in nahezu allen natu rlichen Bo den schon nach einer wenige 
Tage anhaltenden Trockenheit erreicht. 

 
Abbildung 7: Simulierte Veränderungen der hydraulischen Eigenschaften inmitten der Sandbettung 
und dem umgebenden Tonbodens, 20 cm unterhalb der Geländeoberkante unter 
Verdunstungsbedingungen (Drefke et al. 2016). 

Innerhalb des Tonbodens erfolgt ein Anstieg der Saugspannung wa hrend der ersten beiden Tage. Dies 
fu hrt im Tonboden jedoch nur zu einer unerheblichen Entwa sserung von < 1 % Vol. Wassergehalt 
(punktierte Linien in Abbildung 7). Durch den kapillaren Kontakt der Sandbettung zum umliegenden 
Tonboden, wirkt diese Saugspannung auf den Sandko rper ein. Aufgrund seines wesentlich niedrigeren 
Wasserru ckhaltevermo gens erfa hrt dieser innerhalb von zwei Tagen eine deutliche Entwa sserung von 
37 % Vol. Wassergehalt auf unter 0,5 % Vol. Wassergehalt (durchgezogene Linien in Abbildung 7). Die 
Ergebnisse der Modellierung zeigen, dass es bereits bei nur unwesentlicher Vera nderungen des 
Wassergehaltes im Tonboden, durch die dabei auftretenden Saugspannungen zu einer nahezu 
vollsta ndigen Entwa sserung der Sandbettung kommt (Abbildung 7). 

In teilgesa ttigten Bo den sind die entsprechenden Anfangswassergehalte anzunehmen, welche zum Teil 
deutlich unter den Wassergehalten des gesa ttigten Zustandes liegen. Eine Reduktion des Wassergehaltes 
der Bettung erfolgt in diesem Fall in noch ku rzerer Zeit. Die Wa rmeleitfa higkeit dieses anfa nglich 
gesa ttigten Sandes betra gt 2,3 Wm-1K-1, die des getrockneten Sandes 0,3 Wm-1K-1. Selbst geringe 
Wassergehaltsa nderungen unter einem Prozent ko nnen zu einer deutlichen Erho hung der 
Wa rmeleitfa higkeit von Sanden fu hren (Abbildung 5). Da eine Aufheizung des Bodens im Nahbereich um 
das Kabel lokal zu einer zusa tzlichen Austrocknung fu hren kann, ist im gezeigten Beispiel die trockene 
Wa rmeleitfa higkeit des Sandes zur Berechnung der Kabelbelastbarkeit heranzuziehen. 

 

Zusammenfassung und Ausblick 

Die gezeigten Beispiele stellen die Grundlagen zu einer Neubewertung der thermischen Belastbarkeit von 
erdverlegten Kabelsystemen unter dem Aspekt bodenphysikalischer Kennwerte dar. Es wird deutlich 
illustriert, dass bei der Wahl des Bettungsbaustoffes die umliegenden Bodenverha ltnisse sowie der 
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Grundwasserflurabstand mit in die Betrachtung einfließen mu ssen. So stellt das gezeigte Modell einer 
Sandbettung in einem Tonboden, ohne einen kapillaren Kontakt zum Grundwasser, aus thermischer Sicht 
eine denkbar ungu nstige Konfiguration fu r ein Bettungssystem dar. 

 

Die hier vorgestellte Versuchsreihe sind Beispiele einer Vielzahl an Messreihen an einer Auswahl 

repra sentativer Bettungsmaterialien. Die daraus gewonnenen Daten sollen in der Folge dazu genutzt 

werden, numerische Modelle zur Beschreibung des kombinierten Wa rme- und Wassertransportes in 

poro sen Medien systematisch weiter zu entwickeln und im Anschluss an den experimentellen Daten des 

Erdkabeltestfeldes der TÜ Darmstadt zu validieren. 

Eine pra zise Beschreibung der Dynamik von Wassergehaltsvera nderungen, unter dem Einfluss saisonaler 

Schwankungen der elektrischen Last wie auch vera nderlicher klimatischer Randbedingungen, ermo glicht 

eine detailliertere Vorhersage der thermischen Eigenschaften des umgebenden Bettungsmaterials im 

Betrieb. Werden diese Vera nderungen in einem intelligenten Lastflussmanagement beru cksichtigt, kann 

dies zu einer effizienteren Auslastung von Trassen fu hren ohne dabei das Risiko von thermischen 

Schadensfa lle zu erho hen. 

Danksagung 

Die Autoren danken der DFG, fu r die finanzielle Ünterstu tzung im Rahmen der Exzellenzinitiative der 

Darmsta dter Exzellenz-Graduiertenschule fu r Energiewissenschaft und Energietechnik (GSC 1070). 

 

Literatur 

Balzer, C., Drefke, C., Stegner, J., Hinrichsen, V., Sass, I., Hentschel, K. & Dietrich, J. (2015): Ampacity Rating 

of Directly Buried Distribution Cables under the Consideration of Soil Properties to Improve Efficiency 

of Distribution Networks. In: 23rd International Conference on Electricity Distribution - CIRED 2015, 

15.-18.06.2015, Lyon, Frankreich. 

Brakelmann, H. (1985).: Belastbarkeiten der Energiekabel - Berechnungsmethoden und 

Parameteranalysen. VDE-Verlag, Berlin. 

Campbell, G.; Jungbauer, Jr.; Bidlake, W. & Hungerford, R. (1994): Predicting the effect of temperature on 

soil thermal conductivity. Soil Science, 158 (5), 307-313. 

DIN VDE 0276-1000 (1995): Starkstromkabel - Strombelastbarkeit, Allgemeines, Ümrechnungsfaktoren. 

IEC 60287-1-1 (2006): Electric cables - Calculation of the current rating - Part 1-1: Current rating 

equations (100 % load factor) and calculation of losses – General. 

Drefke, C.; Stegner, J.; Sass, I. (2013): Änderung der thermischen Eigenschaften teilgesättigter Böden im 

Betrieb geothermischer Anlagen. In: Geothermische Vereinigung – Bundesverband Geothermie e.V. 

(Hg.): Tagungsband Der Geothermiekongress 2013, 12.-14.11.2013, Essen. 

Drefke, C.; Schedel, M.; Stegner, J.; Balzer, C.; Sass, I.; Hinrichsen, V. (2016): Einfluss der hydraulischen 

Eigenschaften von Bettungsmaterialien auf die Belastbarkeit erdverlegter Stromkabel. 25. Tagung FH-

DGGV, Karlsruhe. 



VORTRÄGE 

Seite 28   

Drefke, C.; Schedel, M.; Stegner, J.; Balzer, C.; Hinrichsen, V.; Sass, I.(2017): Measurement Method of 

Thermal Properties of Cementitious Bedding Materials and Unsaturated Soils - Hydraulic Influence on 

Thermal Parameters. In Geotechnical Testing Journal, Vol. 40, No. 1, 2017 (in print), doi: 

10.1520/GTJ20160027  

Sass, I. & Stegner, J. (2012): Coupled Measurements of Thermophysical and Hydraulical Properties of 
Unsaturated and Unconsolidated Rocks. Proceedings, 37th Workshop on Geothermal Reservoir 
Engineering Stanford Üniversity, 30 January – 1 February 2012, SGP-TR-194, Stanford, CA.  

Stegner, J.; Nguyen, D.; Seehaus, R. & Sass, I. (2011): Entwicklung eines Wärme- und 
Temperaturleitfähigkeitsmessgerätes für Lockergesteine. 18. Tagung fu r Ingenieurgeologie – Forum 
fu r junge Ingenieurgeologen, Üniversita tsverlag der Technischen Üniversita t Berlin, S. 373-373. 

Stegner, J.; Drefke, C.; Hentschel, K. & Sass, I. (2013a): Efficiency of buried cables depending on 
hydrogeological and geothermal properties of trench fill materials. Proceedings of the European 
Geothermal Congress 2013, Pisa, Italy.  

Stegner, J.; Drefke, C.; Hentschel, K. & Sass, I. (2013b): Quantifizierung der Wärmeableitung bei 
erdverlegten Mittel- und Niederspannungskabeln. bbr – Fachmagazin fu r Brunnen- und Leitungsbau, 
64 (5), 16-21. 

 

Prof. Dr. Ingo Sass 

Technische Üniversita t Darmstadt – Inst. fu r Angewandte Geowissenschaften Fachgebiet Angewandte 

Geothermie - Schnittspahnstrasse 9 - D - 64287 Darmstadt 

Telefon:  +49 6151 16-22290 - Fax:  +49 6151 16-6539 

 http://www.geo.tu-darmstadt.de/fg/angeotherm - E-Mail:  sass@geo.tu-darmstadt.de 

 

  

 

  

http://www.geo.tu-darmstadt.de/fg/angeotherm
mailto:sass@geo.tu-darmstadt.de


VORTRÄGE 

Seite 29   

6. Erdkabel aus Sicht der Land- und Forstwirtschaft 

Dr. Karl Severin, Landwirtschaftskammer Niedersachsen 

Bodenschutz geht alle an: die Landwirtschaft, die Forstwirtschaft, aber auch die Bevo lkerung als 

vielfa ltiger Nutzer von Bo den, die Wirtschaft, die Verwaltung und die Politik. 

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat das Jahr 2015 zum „Internationalen Jahr des 

Bodens“ erkla rt. Im Internationalen Jahr des Bodens sollte die Bedeutung der Bo den fu r das Leben auf 

der Erde hervorgehoben werden. Der Schutz unserer Bo den ist lebensnotwendig. Die Bo den haben eine 

herausragende Bedeutung fu r die Erna hrungssicherheit und den Wohlstand in der Welt. Aus diesem 

Grund ist die Nutzung der Bo den durch die Land- und Forstwirtschaft nachhaltig zu gestalten. 

Die Bo den in ihrer natu rlichen Nutzungs- und Produktionsfunktion sind Voraussetzung fu r die Sicherung 

einer ausreichenden hochwertigen und preisgu nstigen Erna hrung der stetig steigenden 

Weltbevo lkerung. Dieses setzt eine hohe Bodenfruchtbarkeit voraus. In Deutschland, wie auch in anderen 

La ndern Mitteleuropas, weisen die landwirtschaftlichen Bo den eine hohe natu rliche Fruchtbarkeit auf. 

Die Niederschla ge sind fu r das Pflanzenwachstum gut u ber die Vegetationsperiode verteilt. Auf vielen 

Bo den der Welt muss zur Erfu llung einer ausreichenden Lebensmittel- und Futtermittelproduktion die 

Bodenfruchtbarkeit verbessert werden. Die Bewirtschaftung der Bo den hat in Deutschland einen sehr 

hohen Standard erreicht. Dieses dru ckt sich in den Ertra gen pro Hektar aus, die in Deutschland fast 

dreimal so hoch sind wie die weltweiten Ertra ge. Fu r die landwirtschaftlichen Betriebe ist der Boden 

zentrale Grundlage fu r die Einkommenserwirtschaftung. Dieses ist Grund genug, dass die Landwirte die 

Fruchtbarkeit ihrer Bo den schonen und verantwortungsvoll mit dem Boden umgehen wollen uns mu ssen. 

Im Sinne des Bundes-Bodenschutzgesetzes erfu llt der Boden: 

1. Natu rliche Funktionen 

• als Lebensgrundlage und Lebensraum fu r Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen, 

• Bestandteil des Naturhaushaltes, insbesondere mit seinen Wasser- und Na hrstoffkreisla ufen, 

• Abbau Ausgleichs- und Aufbaumedium fu r stoffliche Einwirkungen aufgrund der Filter, Puffer 
und Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum Schutz des Grundwassers. 

2. Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte 

3. Nutzungsfunktion als Rohstofflagersta tte, Fla che fu r Siedlung und Erholung, Standort fu r die 
landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Nutzung, Standort fu r sonstige wirtschaftliche und 
o ffentliche Nutzungen, Verkehr, Versorgung und Entsorgung. 

Rechtliche Vorgaben zum Bodenschutz sind im Bundes-Bodenschutzgesetz von 1999 niedergelegt. Im 

Bundes-Bodenschutzgesetz § 17 ist die gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft vorgegeben. Bei der 

landwirtschaftlichen Bodennutzung wird die Vorsorgepflicht durch die gute fachliche Praxis erfu llt. 

Weitere spezielle Vorgaben bestehen bei Bund und La ndern in der Verordnung zum Erosionsschutz sowie 

zur Erhaltung des guten landwirtschaftlichen und o kologischen Zustandes. 
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Bo den sind weder in Deutschland noch weltweit einheitlich gleich. In Deutschland haben sich die Bo den 

auf den eiszeitlichen Substraten innerhalb der letzten etwa 10.000 Jahre gebildet. Die verschiedenen 

Substrate haben unter unseren Klimaverha ltnissen, aber auch Bewirtschaftungsverha ltnissen, zu einer 

Vielfalt an Bo den gefu hrt. In Norddeutschland sind Ku stenmarschen mit fruchtbaren Gru nland- und 

Ackerbo den, auf den Geestplatten und Endmora nen weniger fruchtbare Sandbo den sowie Moorbo den, in 

Mitteldeutschland die Lo ßbecken und Lo ßbo rden mit natu rlich hoch fruchtbaren Parabraunerden und 

Schwarzerden, in den Regionen des Berglandes mit zum Teil staunassen Braunerden und Parabraunerden 

bis zu reinen Tonbo den und Verwitterungsbo den und in den hohen Mittelgebirgslagen und in den Alpen 

montane Bo den anzutreffen. 

Ausschlaggebend fu r die Nutzung als Gru nland oder Ackerland sind der Wasserhaushalt mit 

Grundwasserho he und Stauna sseauspra gung, die Moore, die Gru ndigkeit, die Erosionsgefa hrdung und die 

Ho henlage. 

Durch die gute fachliche Praxis der Bodennutzung wird die Bodenfruchtbarkeit erhalten. Im Rahmen der 

nachhaltigen Bewirtschaftung der Bo den ist eine Vielzahl an Einzelfaktoren zu beru cksichtigen. In ihrem 

Zusammenwirken ergeben sie die gute fachliche Praxis der Bodennutzung. Die Handlungsempfehlungen 

fu r die gute fachliche Praxis betreffen die Vermeidung von scha dlichen Bodenverdichtungen, Vera nderung 

von Bodenerosion, die Fo rderung der biologischen Aktivita t des Bodens (heute Biodiversita t), die 

Fruchtfolgegestaltung, die langfristige Sicherung des standorttypischen Humusgehaltes. 

Durch einen hohen Fla chenverbrauch in Deutschland und weltweit gehen vor allem viele fruchtbare 

Bo den verloren. Im Sinne der Nachhaltigkeitsstrategie soll die Fla cheninanspruchnahme bis zum Jahre 

2020 auf 30 Hektar pro Tag (EÜ) gesenkt werden. Im Jahre 2013 betrug sie 73 Hektar pro Tag, im Jahr 

2000 sogar 129 Hektar pro Tag. Durch die Erdverkabelung treten nicht unerhebliche Fla chenverluste auf. 

Durch die Bodeneingriffe fu r die Erdverkabelung treten grundsa tzlich scha dliche Bodenvera nderungen 

auf. 

Die Beeintra chtigungen betreffen vor allem die Gefu gezersto rung und die Bodenverdichtung mit Folgen 

fu r den Wasser- und Lufthaushalt, fu r den Na hrstoffhaushalt und den Humushaushalt des Bodens. 

Anschneiden von Wasseradern hat erhebliche Einflu sse auf den Boden-Wasser-Haushalt. Das Wasser 

wird sich neue Wege suchen und wird unter Ümsta nden auch zu massiven Erosionen und Subrosionen 

fu hren. 

Nach der Wiederverfu llung der Gra ben treten Volumenverluste mit entsprechenden Nachsackungen ein. 

Es ko nnen Stoffeintra ge stattfinden mit den Folgen verschiedener chemischer Belastungen. 

Eine weitere Einflussgro ße ist die Bodenerwa rmung. Die Bodenerwa rmung im Bereich der Trasse kann 

maximal 40 – 70 °C betragen mit einer Erho hung der Temperatur von 1 – 2 °C in der Krume. 

Repra sentative Üntersuchungen hierzu liegen nicht vor. Die Bodenerwa rmung wird Einfluss auf den 

Wa rme- und Wasserhaushalt im Boden haben sowie auf dessen Biodiversita t. Aus Feldversuchen in 

Freiburg und Nordrhein-Westfalen liegen hierzu Erkenntnisse vor. In diesen Versuchen war der Einfluss 

auf Getreide- und Kartoffelanbau gering. Es gilt aber, die Aussage dieser beiden Feldversuche auf die 

Praxis zu u bertragen und abzusichern. 
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Fu r den landwirtschaftlichen Betrieb treten neben scha dlichen Bodenvera nderungen betriebswirt-

schaftliche Auswirkungen auf. Diese betreffen den Fla chenverbrauch und die Fla chenzerschneidung mit 

entsprechenden Nachwirkungen. Wa hrend der Bauphase wird die Zuwegung zu den Nutzfla chen 

eingeschra nkt. Nutzungsmo glichkeiten wie Anbauauswahl und Zwischenfruchtanbau sind wa hrend der 

Bauphase stark eingeschra nkt. Es werden Ertragsverluste wa hrend der Bau- und Rekultivierungsphase, 

bei der Folgebewirtschaftung, durch bestimmte Anbauvorgaben mit Zwischenfru chten sowie durch 

langja hrige Aufwuchsscha den als Folge vera nderter Bodenverha ltnisse eintreten. Daru ber hinaus ist mit 

Beeintra chtigungen der Bewirtschaftung im Schadensfall durch Reparatur der Erdkabel zu rechnen. 

Aus diesem Grund sind angepasste Entscha digungszahlen fu r 

• Bewirtschaftungserschwernisse beim Bau, 

• Ertragsausfa lle fu r Bodenruhe, 

• Nutzungserschwernisse bei und nach der Bodenruhe, 

• langfristige Ertragsausfa lle, 

• Wertminderung des Bodens, 

• gegebenenfalls pra mienrechtliche Einbußen, 

• Beeintra chtigungen im Schadensfall 

durch standortbezogene einmalige und ja hrliche Zahlungen an die betroffenen Betriebe zu leisten. 

Nach Verlegung der Erdkabel ist eine heute noch nicht zeitlich genau festzulegende Nachsorge zu treffen. 

Diese Nachsorge besteht aus einer langfristigen Beweissicherung mit einem bodenkundlich-

pflanzenbaulichen Monitoring. Hierbei sollen Auswirkungen der Bodenscha den auf Boden und Pflanze 

festgestellt sowie ja hrliche Ertragskontrollen durchgefu hrt werden. Bei Schadensbehebungen sind 

ebenfalls Nachteile durch Sackungen, Erosion und Drainreparaturen zu besorgen. 

Bei bisherigen Verfahren wurden Bodenschutzbelange selten beru cksichtigt, weil bei der Planung, der 

Bauphase und der Nachsorge bodenkundliche Ünwissenheit vorherrscht, grundsa tzlich Biotopschutz und 

Gewa sserschutz vor Bodenschutz geht und Kosten und Zeit gegen Bodenschutzbelange sprechen. Dieses 

muss nicht sein. Die Lo sung lautet: Es muss eine Bodenkundliche Bau-Begleitplanung durchgefu hrt 

werden. Die Bodenkundliche Bau-Begleitplanung darf nicht nur Bestandteil der Bauausfu hrung sein, sie 

muss bei der Planung beginnen und muss sich auch um die oben angesprochene Nachsorge ku mmern. 

Was haben die Akteure zum Thema landwirtschaftliche Nutzung zu beachten? Alle Schutzgu ter, wie 

landwirtschaftliche Bo den, Gewa sser und Biotope, mu ssen gleichermaßen beachtet werden und in die 

Kulturlandschaft einbezogen werden. Die Entwicklungsmo glichkeiten der landwirtschaftlichen Betriebe 

sind zu beachten. Fla chenverluste und Fla chenzerschneidungen sind zu minimieren. Dies beginnt schon 

bei der Planung und auch bei der Bauta tigkeit sowie bei Kompensationen. Bodenbeeintra chtigungen sind 

weitestgehend zu vermeiden. Die Bodenvielfalt ist bei der Planung, den Baumaßnahmen und der 

Nachsorge unbedingt zu beachten. Aus diesem Grund ist es wichtig, dass Bodenschutzkonzepte vor und 

bei der Planung erstellt und eine bodenkundliche Begleitung eingerichtet wird. Außerdem sind 

Entscha digungsfragen fru hzeitig zu kla ren. Es sind fru hzeitig Mustervertra ge zwischen Bautra gern bzw. 

Betreibern und der Landwirtschaft zu erstellen und zu vereinbaren. 
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Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Landwirtschaft die Energiewende grundsa tzlich 

unterstu tzt, wenn alle Akteure fru hzeitig in die Verfahren einbezogen werden, der Bodenschutz aktiv 

umgesetzt wird, der Fla chenverbrauch minimiert wird, die Planung standortangepasst vorgenommen 

wird, eine reduzierte bodenschonende Bauta tigkeit durchgefu hrt wird, eine Bodenkundliche Bau-

Begleitung in Absprache mit Eigentu mern und Bewirtschaftern vorgenommen wird, eine langja hrige 

Beweissicherung der Ertragsfa higkeit (Monitoring) gesichert wird und eine standortangepasste 

Entscha digung auf Basis ein- oder mehrmaliger und ja hrlicher Zahlung erfolgt. 

 

gez. Dr. Karl Severin 

Gescha ftsbereich Landwirtschaft 

Fachbereich 3.12 

Johannssenstraße 2 – 3 

30159 Hannover 

Telefon: 0511 3665-1296 

Telefax: 0511 3665-1509 

E-Mail: karl.severin@lwk-niedersachsen.de 
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7. Minimierungsmaßnahmen und Baubegleitung zum 
Schutz des Bodens 

apl. Prof. Dr. Karsten Runge, OECOS GmbH 

Der Schutz des Bodens ist grundsa tzlich auf allen Planungs- und Realisierungsebenen der HGÜ -Erdkabel-

verlegung in unterschiedlicher Weise mo glich. In dieser Darstellung  sollen kursorisch folgende vier 

Stufen betrachtet werden: 

1) Bundesfachplanung  

Beru cksichtigung von vorhandenen Bodeninformationen bei der u bergeordneten Grobtrassierung. 

2) Planfeststellungsverfahren  

Beru cksichtigung des Bodens bei der Feintrassierung - Vermeidung, Verminderung und Ausgleich im Zuge 

der Eingriffsregelung. 

3) Bauphase 

Beratung beim Bauablauf sowie Bilanzierung des tatsa chlichen Eingriffsvolumens  

im Rahmen der o kologischen Baubegleitung. 

4)  Betriebsphase 

Monitoring der betrieblichen Ümweltwirkungen und ggf. Ergreifung nachsteuernder Maßnahmen. 

 

Bundesfachplanung 

Die der Bodenkundlichen Kartieranleitung der Ad-Hoc Arbeitsgruppe Boden (2005) entnommene 

Darstellung der Bodenregionen Deutschlands in Abb. 1 zeigt, dass die Erdkabel-Verlegung der im 

Bundesbedarfsplan festgelegten HGÜ -Ho chstspannungsleitungen sehr viele unterschiedliche 

Bodenregionen Deutschlands tangieren wird. Je fru her Bodeninformationen in die Planung einfließen, 

umso effektiver kann der Schutz des Bodens gestaltet werden. Auf der u bergeordneten Ebene der 

Bundesfachplanung kann bereits auf umfassend ausgestattete Bodeninformationssysteme der einzelnen 

Bundesla nder zuru ckgegriffen werden. Dabei muss die Vermeidung der den Schutzzielen des 

Bodenschutzgesetzes folgenden in Tabelle 1 aufgefu hrten spezifischen Bodenmerkmalen im Vordergrund 

stehen. 
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1 BR des Küstenholozäns 

2 BR der (überregionalen)  
Flusslandschaften 

3 BR der Jungmoränenlandschaften 

4 BR der Altmoränenlandschaften 

5 BR der Deckenschotterplatten und  
Tertiärhügelländer im Alpenvorland 

6 BR der Löss-und Sandlöss-
landschaften 

7 BR der Berg- und Hügelländer mit 
hohem Anteil an nichtmetamorphen 
Sedimentgesteinen im Wechsel mit 
Löss 

8 BR der Berg- und Hügelländer mit 
hohem Anteil an nichtmetamorphen 
carbonatischen Gesteinen 

9 BR der Berg- und Hügelländer mit 
hohem Anteil an nichtmetamorphen 
Sand-, Schluff-, Ton- und 
Mergelgesteinen 

10  BR der Berg- und Hügelländer mit 
hohem Anteil an  Magmatiten und 
Metamorphiten 

11  BR der Berg- und Hügelländer mit 
hohem Anteil an  Ton- und 
Schiuffschiefern 

12  BR der Alpen 

 

Abb. 1: Bodenregionen Deutschlands. Quelle: Bodenkundliche Kartieranleitung der Ad-Hoc 
Arbeitsgruppe Boden (2005)  

 

Tabelle 1: Spezifische Bodenmerkmale als Vermeidungsindikatoren 

Böden mit besonderen 

Standorteigenschaften 

z.B. extrem nasse Bo den (v.a. Hoch- und Niedermoore), 

sehr trockene Bo den, Salzbo den, sehr na hrstoffarme 

Bo den 

Böden mit hoher kulturgeschichtlicher 

Bedeutung 

z.B. Plaggenesche, Wo lba cker, Terrassena cker, Wurten 
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Böden mit hoher naturgeschichtlicher 

Bedeutung 

z.B. Auenbo den, Marschen, Moore 

Sehr seltene Böden 
z.B. Felshumus in Niedersachsen 

Böden mit hoher natürlicher Boden-

fruchtbarkeit 

z.B. Lo ssbo den 

 

Wenn in geologischen Zusammenha ngen gern der dem Bergbau entlehnte Spruch gebracht wird: „Vor der 

Hacke ist es du ster“, so gilt dies mit Sicherheit nicht fu r die Erdoberfla che und den Boden. Eine besondere 

Rolle wird in der u bergeordneten Planung sicherlich die in allen betroffenen Bundesla ndern im Maßstab 

1:50.000 nahezu fla chendeckend vorliegende Bodenu bersichtskarte (BÜ K 50) einnehmen. Diese Karte 

entha lt bereits außerordentlich vielfa ltige Informationen, insbesondere u ber Bodenschichtungen und 

Feuchtegrade. Das Kartenblatt fu r die Region Salzgitter zeigt bspw. 104 Einzellegenden zu 

unterschiedlichen Subbodentypen. Erga nzend ko nnen standardisierte Bodenkarten in den Maßsta ben 

zwischen 1:25.000 und 1:5:000 hinzugezogen werden, die in vielen Regionen ebenfalls fla chendecken 

vorliegen.  

Neben den Boden- und bodenu bersichtskarten existiert eine große Auswahl thematischer Bodenkarten. 

So haben z.B. in Niedersachsen das Landesbergamt und das Landesamt fu r Bodenforschung landesweite 

Karten mit u.a. Darstellungen der seltenen Bo den, der Bo den mit hoher kulturgeschichtlicher Bedeutung, 

mit Trockenheit- oder Verna ssungsempfindlichkeit sowie mit Verdichtungsempfindlichkeit 

ausgearbeitet. 

Die Tabelle 2 zeigt eine Reihe von bodenkundliche Informationsgrundlagen, die  auf unterschiedlichen 

Detailebenen, d. h. in den einzelnen Bundesla ndern, den Regionen sowie auf o rtlicher Ebene vorliegen 

und die schon fru hzeitig in die Planung einfließen ko nnten. Ein besonderes Augenmerk sei dabei auf die 

Biotopkartierung gerichtet, die in den einzelnen La ndern ebenfalls nahezu fla chendeckend in 

unterschiedlichen Maßsta ben vorliegt. Die Vegetation gibt oftmals  sehr viel nachhaltigeren Aufschluss 

u ber Boden- und Grundwasserverha ltnisse als vereinzelte Bodenproben. Zu den sehr seltenen und sehr 

schu tzenswerten Biotopen mit besonderen Bodeneigenschaften geho ren u.a. waldfreie, oligo- bis 

mesotrophe Niedermoore und Su mpfe, intakte Hochmoore sowie Ü bergangsmoore und Zwischenmoore. 

Diese Biotope sind nicht regenerierbar. Ihre Fla che wird zunehmend geringer und ihnen kommt daher 

der ho chste Gefa hrdungsstatus „von vollsta ndiger Vernichtung bedroht“ zu. Selbstversta ndlich muss eine 

Beeintra chtigung  solcher Biotope unter allen Ümsta nden vermieden werden. 

Tabelle 2: Bodenkundliche Informationsgrundlagen auf unterschiedlichen Detailebenen 

Bodeninformationssysteme  

(z.B. NIBIS) 

Bodenschutzgebietskarten 
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Bodenu bersichtskarte  

(BÜ K 50) 

Moorkartierungen 

Bodenkarten (BK 5, 10, 25) Bodenbelastungskarten 

Landwirtschaftliche u. Forstwirtschaftliche 

Standortkartierungen 

Altlastenkataster 

Realnutzungskarten Biotopkartierungen 

Thematische Bodenkarten Bodenkartierungen 

Hydrogeologische Karten Baugrunduntersuchungen 

 

 

Planfeststellungsverfahren 

Im Planfeststellungsverfahren wird die jeweilige Erdkabeltrasse innerhalb der in der Bundesfachplanung 

festgelegten Korridore  pra zisiert. Auf dieser Planungsebene lassen sich auch die bei der Kabellegung zu 

vermeidenden Eingriffe in den Boden deutlich enger fassen. Hierbei geht es vor allem um folgende 

Aspekte: 

• Bodenverdichtungen  

• Sto rungen des Bodengefu ges  

• Sto rungen des Bodenwasserhaushalts 

• Vermischung von Bodenschichten 

• Stauna sse bei Zwischenlagerung 

• Na hrstoffverluste und Erosion 

• Einbringung von Fremdstoffen (z.B. Bettungssand, Flu ssigboden) 

• Versiegelungen  

Bei der Festlegung von Vorgaben zum Schutz des Bodens ist von großer Bedeutung, dass diese Vorgaben 

auch in einer pru fbaren Weise pra zisiert werden, damit sie spa ter bei einer bodenkundlichen 

Baubegleitung auch beurteilt werden ko nnen. Im Einzelnen wird es hier insbesondere um die im 

Folgenden beispielhaft aufgeza hlten Maßnahmen der Vermeidung und Verminderung gehen, die 

selbstversta ndlich jeweils lokalra umlich anzupassen sind: 

• Beachtung von Bodenfeuchte und witterungsbedingten Bauzeitenfenstern 

• Minimierung des Kontaktfla chendrucks beim Fahrzeugeinsatz 
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• Festlegung angemessener Baustraßen 

• Festlegung angemessener Wasserhaltungsmaßnahmen 

• Beachtung der Grundwasserstro me beim Wiedereinbau 

• Getrennte Lagerung des Aushubs unterschiedlicher Bodenschichten 

• Schutz des Bodenaushubs vor Fa ulnis, Austrocknung, Wasser- und Winderosion 

• Minimierung von Fremdstoffeintrag und Versiegelung 

Im Gegensatz zu einer Kabelverlegung mehrerer Kabelsysteme in einer einzigen offenen Grube la sst sich 

eine Reduzierung des Baufla chenbedarfs durch einen gestuften Einbau erreichen, so dass die jeweilige 

Baustraße bzw. der Raum fu r Bodenmieten auf einer Fla che erfolgt, die im gestuften Bau selbst als Teil 

der Kabeltrasse Verwendung findet. In Situationen spezifischer Empfindlichkeit kann eine Schonung 

gefa hrdeter Bereiche durch Horizontalbohrverfahren erreicht werden. Die Inanspruchnahme 

empfindlicher Du nen- und Flachwasserbereiche wird z.B. bei Öffshore-Anbindungen regelma ßig durch 

Horizontalbohrverfahren vermieden. 

Sind Eingriffsfolgen auf den Boden trotz bester Planung unvermeidbar, so sind in der Planfeststellung 

Kompensationsmaßnahmen festzulegen, die natu rlich lokalra umlich anzupassen sind. Typische 

Kompensationsmaßnahmen sind z.B.: 

• Rekultivierung der Eingriffsfla chen 

• Mechanische Tiefenlockerung 

• Bodenlockerung durch Folgebewirtschaftung mit tiefwurzelnden Pflanzen 

• Nutzungsextensivierung von intensiv genutzten Fla chen 

• Wiederverna ssungsmaßnahmen auf ehemals grundwassergepra gten Standorten 

• Entsiegelung von ungenutzten Verkehrsfla chen 

Verschiedentlich werden Kettenfra sen, wie etwa der  Marais Chain Trencher SM 700 C mit einer 

Schnittbreite bis 1,30 m und einer Schnitttiefe bis 2,50 m (samarais.com 2016) als eine boden- weil 

fla chenschonende Aushubmaßnahme propagiert. Öb auf diese Weise ein umweltgerechter Bodenaushub 

ermo glicht werden kann, muss jedoch mit einem deutlichen Fragezeichen versehen werden, denn eine 

Trennung und gesonderte Lagerung der unterschiedlichen Bodenschichten du rfte mit solchen Gera ten 

sehr schwerfallen. 

Inzwischen sind neue Erdkabel-Verlegetechniken in Entwicklung. Im Auftrag des BMWi erforscht z.B. ein 

Konsortium aus der Herrenknecht AG, Amprion sowie 2 Instituten der TÜ Aachen ein Verfahren zum 

lagegenauen, bodenschonenden, geschlossenen Einbau eines nichtleitenden Kunststoffrohrs im 

Durchmesser ID 250 mm. Das verfahren nennt sich „IBoTec“ (Innovative Bohrtechnik) und soll in 

Tiefenlagen von 1,5 m bis 4,0 m und mit Rohrla ngen zwischen 1.000 m und 1.500 m (Muffenabstand) zum 

Einsatz kommen. Im Juli 2016 startet das Vorhaben, wobei zum Jahresende 2016 eine Ersterprobung auf 

dem Herrenknechtgela nde geplant ist. Im Februar 2017 ist erstmals ein Einsatz auf einer Baustelle von 

Amprion geplant. Ab Jahresende 2016 sind Besichtigungen der Erprobung mo glich. 
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Bauphase 

Bei großen Bauvorhaben sind die einzelnen Bauabla ufe auch bei der besten Vorplanung nicht in allen 

Details vorhersehbar. Ünsicherheiten bringt z.B. stets die Witterung. In der Bauphase ist daher eine 

o kologische Baubegleitung mit einem Schwerpunkt auf Bodenschutz erforderlich. Im Rahmen der 

Baubegleitung stehen insbesondere folgende bodenbezogene Aufgaben an: 

• Beratung zur Einhaltung der fachlichen Vorgaben aus der Vorhabensgenehmigung, 

• Beratung und Dokumentation zum witterungsbedingten Einsatz von Fahrzeugen und 

eingesetzten Technologien,  

• Ö rtliche Pru fung von bodenfremden Verfu llmaterial, 

• Aufkla rung u ber natur- und bodenschutzrechtliche Vorgaben,  

• Aktualisierung von Bestandspla nen und Vor-Ört-Einscha tzung unvorhergesehener 

Gegebenheiten,  

• Zeitnahe Ünterstu tzung bei ggf. erforderlichen Nachgenehmigungsantra gen, 

• Abgleich der Eingriffsprognosen mit dem realen Eingriff und Nachbilanzierung des tatsa chlichen 

Eingriffsvolumens sowie der tatsa chlich erforderlichen Kompensation, 

• Kartierung von Fla chen fu r nachsorgende Maßnahmen (z.B. mechanische Tieflockerung und 

Folgebewirtschaftung). 

Insgesamt dient die bodenkundliche Baubegleitung der Minimierung von Bauverzo gerungen und 

Baubehinderungen sowie der Vermeidung kostenintensiver Nachsorge, die eine Folge von Bau- und 

Verfahrensfehlern sein ko nnen. Eine o kologische Baubegleitung setzt bereits vor Beginn des eigentlichen 

Bauablaufs, zweckma ßiger Weise bei der Formulierung der Ausschreibungspositionen zum Bauablauf, 

an. Bereits bei der Ausschreibung kann bspw. der unter bestimmten Witterungsbedingungen noch 

bodenschonend zutra gliche Kontaktfla chendruck von Fahrzeugen beru cksichtigt werden.  

Ist der Fahrzeugpark schließlich bekannt, sollte die Einsatzplanung boden-  und witterungsspezifisch 

ausgerichtet werden. Hierzu dient ein Fahrzeugkataster, mit dessen Hilfe die aufgrund des jeweiligen 

Bodendrucks mo glichen witterungsbedingten Bauzeitfenster fahrzeugindividuell festgelegt werden. 

Betriebsphase:  

In der Betriebsphase steht das Monitoring der betrieblichen Ümweltwirkungen sowie von Spa tfolgen der 

Baumaßnahmen, z.B. Bodensenkungen und nachfolgende Verna ssungen, im Vordergrund. Ggf. werden 

nachsteuernde Maßnahmen ergriffen.  

Eine Frage, die dabei immer wieder im Raum steht, betrifft die Beeintra chtigung landwirtschaftlicher 

Bo den im Kabelbetrieb. Hierzu ist zu bedenken, dass die Einflussfaktoren mo glicher Erwa rmung und 

Austrocknung des Öberbodens durch Ho chstspannungskabel von einer Reihe sehr unterschiedlicher 

Faktoren abha ngt: Hierzu geho ren im Einzelnen: 

• Naturra umliche Bedingungen, insbesondere die Wa rmeleitfa higkeit des Erdreichs,  

• Konstruktive Bedingungen wie Kabelquerschnitt und Kabelisolierung,  

• Baukonstruktive Bedingungen wie Legetiefe, Bettung des Kabels, Kabelabstand und Anordnung 

der Kabel,  

• Betriebstechnische Bedingungen wie Kabelauslastung und Monitoring. 
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Aufgrund der La nge der zu u berwachenden Kabelstrecke empfiehlt sich ein regelma ßiges 

flugzeuggestu tztes betriebsbegleitendes Wa rmemonitoring, wie es bspw. in Nordengland zur 

Ü berwachung bru chiger Wasserleitungen aus der Fru hzeit der Industrialisierung seit langem praktiziert 

wird. Zur Detektion von Lecks an Wasserleitungen wurden hier APEM (2016) zufolge erfolgreich 

Infrarotkameras eingesetzt.  

 

 

Abb. 2-3: Kabelgraben der Hochspannungsgleichstrom-Kabeltrasse Bu sum – ÜW Bu ttel 
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Betriebsphase:  

In der Betriebsphase steht das Monitoring der betrieblichen Ümweltwirkungen sowie von Spa tfolgen der 

Baumaßnahmen, z.B. Bodensenkungen und nachfolgende Verna ssungen, im Vordergrund. Ggf. werden 

nachsteuernde Maßnahmen ergriffen.  

Eine Frage, die dabei immer wieder im Raum steht, betrifft die Beeintra chtigung landwirtschaftlicher 

Bo den im Kabelbetrieb. Hierzu ist zu bedenken, dass die Einflussfaktoren mo glicher Erwa rmung und 

Austrocknung des Öberbodens durch Ho chstspannungskabel von einer Reihe sehr unterschiedlicher 

Faktoren abha ngt: Hierzu geho ren im Einzelnen: 

• Naturra umliche Bedingungen, insbesondere die Wa rmeleitfa higkeit des Erdreichs,  

• Konstruktive Bedingungen wie Kabelquerschnitt und Kabelisolierung,  

• Baukonstruktive Bedingungen wie Legetiefe, Bettung des Kabels, Kabelabstand und Anordnung 

der Kabel,  

• Betriebstechnische Bedingungen wie Kabelauslastung und Monitoring. 

Aufgrund der La nge der zu u berwachenden Kabelstrecke empfiehlt sich ein regelma ßiges 

flugzeuggestu tztes betriebsbegleitendes Wa rmemonitoring, wie es bspw. in Nordengland zur 

Ü berwachung bru chiger Wasserleitungen aus der Fru hzeit der Industrialisierung seit langem praktiziert 

wird. Zur Detektion von Lecks an Wasserleitungen wurden hier APEM (2016) zufolge erfolgreich 

Infrarotkameras eingesetzt.  

 

Fazit 

Der Schutz des Bodens sollte auf allen Planungs- und Realisierungsebenen der HGÜ -Erdkabelverlegung 

zum Ausdruck kommen. Der beste Bodenschutz ist durch fru hzeitige Vermeidung empfindlicher Bereiche 

erreichbar. Grundsa tzlich erga nzen sich jedoch die zu ergreifenden Maßnahmen auf den 

unterschiedlichen Planungs- und Realisierungsebenen. Nachsorge bleibt jedoch im Vergleich stets die 

aufwendigere Maßnahme. 

 

apl. Prof. Dr.-Ing. Karsten Runge - ÖECÖS GmbH  

Bellmannstr. 36 – D 22607 Hamburg 

Tel. +49 40 89070622 - Fax +49 40 85500812  

Web: www.oecos.com - Email: runge@oecos.com 
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Diskussion und Ausblick 

In der abschließenden offenen Podiumsdiskussion kamen zahlreiche v.a. landwirtschaftliche Akteure zu 

Wort. Vielfach wurde die sachliche und tiefgehende Auseinandersetzung mit dem Thema auf der 

Veranstaltung gelobt, gleichfalls aber ein Diskussionsbedarf festgestellt, der sich u ber die 

unterschiedlichen Verfahrensebenen hinweg bis zur Realisierung des Vorhabens erstrecken wird. 

Einhellig wurde auf dem Podium die vielfach vorgetragene Forderung nach Durchfu hrung einer 

bodenkundlich sowie o kologisch orientierten Baubegleitung bei Realisierung  des SuedLinks begru ßt. 

Insbesondere von Land- und Forstwirten wurde das Anliegen vorgetragen, nach der Kabelverlegung 

durch ggf. vera nderte Bodenverha ltnisse und Ertragseinbußen nicht schlechter gestellt zu sein.  In diesem 

Zusammenhang wurde u.a. eine Beweissicherung sowie eine fru hzeitige Kla rung der Zusta ndigkeiten fu r 

Finanzierung und Durchfu hrung des Monitorings thematisiert. Verschiedene andere Großprojekte sehen 

z.B. vor, dass die bodenkundliche Baubegleitung nicht vom Vorhabentra ger, sondern staatlicherseits 

organisiert wird. Von den Vortragenden wurde deutlich gemacht, dass solche spezifischen Themen auf 

der Ebene der Planfeststellung festgeschrieben werden. Alle Diskussionsteilnehmer waren sich darin 

einig, dass eine fru hzeitige, breitangelegte sowie offene Kommunikation vonno ten ist, um ein Projekt wie 

den SuedLink mit seinen vielfa ltigen Fragestellungen und zahlreichen Akteuren frist- und kostengerecht 

umzusetzen. Ein besonderes Augenmerk ist bei einer Erdkabelplanung auf  das Schutzgut Boden zu 

richten, um Scha digungen des Bodens effektiv vorzubeugen. 

Der Sprecher des Landkreisbu ndnisses Hamelner Erkla rung, Landrat Tjark Bartels, ku ndigte an, dass vom 

Landkreisbu ndnis weitere Veranstaltungen und Gespra che mit Spezialisten und Interessenverba nden 

geplant sind, um die unterschiedlichen Betroffenheiten durch das SuedLink-Vorhaben zu erfassen und 

nach Kra ften zu minimieren. Ein wichtiges Thema hierbei ist die kontrovers diskutierte Frage der 

Entscha digung. Zu diesem Thema ist Anfang 2017 eine weitere Fachkonferenz geplant.  

 
Abb. 2-4: Die Vortragenden und der Moderator bei der Podiumsdiskussion. Von links nach rechts: Prof. 
Dr. Ingo Sass, Sascha Eigelt, Dr. Karl Severin, Dr. Peter Durinke, Landrat Tjark Bartels, Dr. Christoph 
Thiel, Prof. Dr. Karsten Runge, Dr. Sven Serong. 
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